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I. Kapitel. 

Entwicklung der Verwaltung des Elbstroms. 

„Die Elbe war nach dem Dreißigjährigen Kriege in einem ent- 
setzlichen Zustand. Die Deichverfassung war in Auflösung, die Elb- 
deiche waren seit Jahrzehnten nicht repariert. Deichbrüche drohten 
bei jeder Anschwellung des Wassers; furchtbare Überschwemmungen 
waren an der Tagesordnung; der Deichbruch von 1672 setzte ein 
Viertel der Altmark unter Wasser. Das Elbbette hatte sich sehr 
verbreitet, die Ufer waren an zahllosen Stellen unterspült, ganze 
Strecken Waldes mit großen Eichbäumen wurden immer wieder ab- 
gerissen; es fehlte an jedem Uferweg für die Knechte, welche die 
Schiffe aufwärts zogen. Sandbänke und Bäume versperrten in solcher 

Menge das Fahrwasser, daß man ohne Lootsen nicht mehr 

fahren konnte. Die Entfernung der Bäume war zur Lebensfrage für 
Flößerei und Schiffahrt geworden“ usw. usw . I ) 

Mit diesen W orten entrollt uns Schmoller ein deutliches Bild von 
den traurigen Verhältnissen auf der Elbe im 17. und 18. Jahrhundert. 
Der Grund hierfür ist in der maßlosen Zersplitterung des deutschen 
Beiches und in der kleinlichen Eifersüchtelei der Einzelstaaten zu 
suchen. Denn wie dadurch jedes gemeinsame Handeln auf Grund 
eines einheitlichen Planes von vornherein ausgeschlossen war, so war 
auch bei der Verschiedenartigkeit der Interessen der Uferstaaten an 
irgendwelche Vereinheitlichung der Verwaltung und somit der Strom- 
regulierung schon gar nicht zu denken. Schließlich hatte man aus 
Furcht, irgendwelche Verbesserungen könnten den Nachbarstaaten zu- 
gute kommen, den Strom sich selbst überlassen, was heute noch aus 
den zahlreichen alten Flußläufen und Serpentinen deutlich hervor- 

') Schmoller, Die wirtschaftliche Politik Friedrichs des (großen und 
Preußens überhaupt von 1680—1786, Jahrb. f. Gesgebg. und Verwltg. VIII, 1058. 
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geht. *) Abgesehen von der Fürsorge Friedrichs des Großen für den 
Elbverkehr war somit von seiten der Uferstaaten so gut wie gar nichts 
für die Elbe geschehen. Meist waren es nur die einzelnen Uferbesitzer, 
die durch Uferdeckungsarbeiten ihre Grundstücke gegen Abbruch zu 
schützen suchten, oder die betreffenden Deichverbände. Jeder tat 
und ließ eben, was ihm selbst gefiel, ohne dabei an die Allgemeinheit 
zu denken. 

Dieselbe Zerfahrenheit und Uneinigkeit, welche die Elbschiffahrt 
und damit überhaupt die Bedeutung des Elbstromes so überaus ge- 
fährdete, herrschte inbetreff der zahlreichen Zölle und der Art ihrer 
Erhebung vor. Wurden doch Anfang des 17. Jahrhunderts auf der 
Elbe von Melnik bis Hamburg nicht weniger als 48 verschiedene 
Zölle erhoben. s ) Bestanden doch Ende des 18. und Anfang des 
19. Jahrhunderts auf der Stromlänge von ca. 725 km noch 
35 Zollämter; auf je 20 km kam somit ein Zollamt.®) Dazu kommen 
noch die verschiedenartigsten Stapel-, Lager- oder Umladungsrechte, 
welche eine ersprießliche Entwicklung des Verkehrs auf der Elbe 
überhaupt unmöglich machten. 4 ) 

Der Anstoß zur Beseitigung dieser Mißstände und zur Schaffung 
einer einheitlichen Verwaltung ging — wiederum ein Zeichen für die 
Zersplitterung und Ohnmacht des damaligen Deutschen Reiches — 
von Frankreich aus. Dieses Land, das bereits seit der Blütezeit der 
französischen Könige eine einheitliche, wohlorganisierte Verwaltung 
besaß, mußte zur Durchführung dieser Aufgabe am geeignetsten er- 
scheinen. .Naturgemäß richteten sich die ersten Bestrebungen auf 
den Rhein, denn Frankreich war an ihm selbst in hohem Maße inter- 
essiert. Schon auf dem Rastatter Kongreß im Jahre 1798 
forderten die französischen Bevollmächtigten einmal die Freiheit der 
Rheinschiffahrt für beide Nationen, dann die Unterhaltung der Lein- 
pfade durch die betreffenden Uferbewohner und die Aufhebung sämt- 
licher Zölle. Zum Schluß heißt es dann, was für uns von besonderem 
Interesse ist: „Der unermeßliche Vorteil, der aus einer freien Schiff- 
fahrt entspringt, läßt billigerweise hoffen, die Deputation werde es 
nicht weniger zuträglich finden, die Schiffahrt auf den Flüssen, welche 
sich in den Rhein ergießen, sowie die auf den großen Strömen 

*) Bindewald, Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 100. 

2 ) K r i e 1 e , Regulierung der Elbschiffohrt. 

*) Schwabe, Entwicklung der deutschen Binnenschiffahrt. 

*) Näheres über die Entwicklung der Elbzölle vgl. Weißenborn, Elbzölle 
und Elbstapelplätze. 
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Teutschlands ebenfalls für beide Nationen freizugeben.“ 1 ) Alles 
Forderungen, die abgesehen von der peremptorischen Art, in der sie 
gestellt wurden, durchaus von Vorteil sein konnten und sehr wohl 
geeignet gewesen wären, etwas Ordnung und Einheitlichkeit in die 
Verwaltung der deutschen Ströme zu bringen. Aber in der bald 
darauf erfolgten Erwiderung lehnte die Reichsfriedensdeputation diese 
Forderungen wegen der Verschiedenartigkeit der Interessen der 
einzelnen Staaten ab; die Abschaffung der Zölle könne allerdings 
dem Handel Vorteile bringen, aber dem stände die Gefahr gegenüber, 
daß bei dem Fortfall der Flußeinkünfte die Unterhaltung der Fahr- 
straße unterbleiben könnte; die für die übrigen Flüsse geforderte 
Freiheit schließlich übersteige ihre Befugnisse. Damit war der Ver- 
such Frankreichs vorläufig gescheitert und zwar an der Uneinigkeit 
und dem mangelnden Weitblick der maßgebenden Stellen. Es fehlte 
eben den Regierungen und Staatsmännern des damaligen deutschen 
Reiches das Verständnis für die volkswirtschaftliche Bedeutung und 
die völkerrechtliche Begründung einer freien Flußschifiährt. 

Wenige Jahre darauf sollte es jedoch Frankreich gelingen, seine 
Forderungen bezüglich des Rheins durchzusetzen. Auf Grund des 
Art. 39 des Reichsdeputationshauptschlusses (1803) wurden im Jahre 
1804 die sog. Rheinoktroikonvention abgeschlossen und damit 
die Verwaltung des Rheinstromes einer einheitlichen Umwandlung 
unterzogen. Die darin getroffenen Bestimmungen dienten den späteren 
Verhandlungen über die übrigen deutschen Ströme zur Unterlage und 
sind deshalb auch für uns von Wichtigkeit. Erstens wurden darin 
sämtliche bestehenden Rheinzölle aufgehoben, dann ein neuer Schiffs- 
oktroi unter gemeinsamer Regelung sämtlicher Uferstaaten aufgestellt 
und schließlich eine neutrale Behörde, der Generaldirektor der Rhein- 
schiffahrt, geschaffen. Hierdurch wurde allerdings den Einzelstaaten 
jede Verfügungsgewalt über die Benutzung des Wasserweges genommen, 
aber zugleich die Möglichkeit gegeben, alle Verhältnisse des Rheins 
systematisch und ordnungsmäßig von einer Zentrale aus zu regeln. 
Dies geschah dann auch, wenn auch fast nur nach französischen Ge- 
sichtspunkten. Als nun mit dem Sturze Napoleons auch diese Be- 
hörde verschwunden war, beschlossen die fünf Großmächte — Öster- 
reich, Frankreich, Großbritannien, Preußen und Rußland — auf dem 
Pariser Frieden, die Geltung der Rheinoktroikonvention auf dem zu- 
künftigen Kongreß zu Wien sicherzustelleD. Ferner sollte auf diesem 


*) Elbzölle, Aktenstücke und Nachweise 1814 — 1859. 
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untersucht und entschieden werden, auf welche Weise die für 
den Rhein getroffene Feststellung gleichmäßig auszu- 
dehnen sei auf alle anderen Ströme, welche in ihrem 
schiffbaren Lauf verschiedene Staaten trennen oder 
durch strömen.“ 1 ) Es lag in der Absicht dieses Beschlusses, völker- 
rechtlich bindende Grundsätze für alle beteiligten Staaten aufzu- 
stellen und nicht nur zwischen denselben zu vermitteln. Leider gelang 
dies jedoch wegen der Eifersüchtelei und Uneinigkeit der kleineren 
Staaten nur für den Rhein. Inbetreff der übrigen deutschen Ströme 
ließ man es mit einem allgemeinen Hinweis auf dieselben bewenden, 
ohne positive Verhandlungen darüber einzuleiten. In dem dann im 
Jahre 1815 zu Wien abgeschlossenen großen Völkervertrag — der 
sog. Wiener Schlußakte — wurden die Beschlüsse des Kon- 
gresses für alle Zeiten festgeiegt. Schon rein äußerlich tritt uns hier 
die stiefmütterliche Behandlung der deutschen Ströme gegenüber dem 
Rhein vor Augen. Denn in 32 Artikeln hat man bis in die kleinsten 
Details die Angelegenheiten des Rheins geordnet und in 7 weiteren 
die seiner Nebenflüsse ; die übrigen deutschen Ströme wurden dagegen 
insgesamt mit nur 9 kurzen Artikeln abgetan. Es sind dies die be- 
kannten Artikel 108 — 116 der Wiener Kongreßakte vom 9. Juni 1816. 
Sie enthalten die allgemeinen Grundsätze, nach denen die Schiffahrts- 
verhältnisse auf Flüssen, welche verschiedene Staaten trennen oder 
durchströmen, geregelt werden sollen, und sind somit für die Regu- 
lierung der Verhältnisse des Elbstroms von grundlegender Bedeutung. 
Es muß deshalb hier kurz darauf eingegangen werden. 

Die Fundamentalbestimmung ist, daß die Schiffahrt auf dem 
ganzen Lauf dieser Ströme von dem Punkte an, wo sie schiffbar 
werden, bis zu ihrer Mündung völlig frei sein sollte und in Bezug auf 
den Handel niemandem untersagt werden könnte. Abgaben durften 
erhoben werden, jedoch nur bis zur Höhe der bisher bestehenden, 
und zwar sollte ihre Höhe nach den örtlichen Verhältnissen bestimmt 
werden, die keine allgemeine Regel zuließen. Von besonderer Be- 
deutung ist, daß man bei der Festsetzung der Tarife der Flußzölle 
davon ausgehen sollte, durch Erleichterung der Schiffahrt 
den Handel zu ermuntern. Wir werden später sehen, wie wenig 
man sich bemühte, dem nachznkommen. Der oben erwähnte Rhein- 
oktroi sollte zur ungefähren Richtschnur dienen. Ein Änderung der 
einmal festgestellten Tarife durfte nur durch gemeinsame Überein- 


*) Elbzölle, Aktenstücke und Nachweise. 


Digitized by Google 



5 


kunft der Uferstaaten erfolgen, ebenso eine Änderung der Anzahl der 
Erhebungsstellen, deren Zahl im übrigen möglichst beschränkt werden 
sollte. Ferner übernahm jeder Uferstaat die Verpflichtung, innerhalb 
seines Gebietes die Leinpfade zu unterhalten und alle die Arbeiten 
im Strombett auszuführen, die zur Beseitigung der Hindernisse für 
die Schiffahrt erforderlich wären. Schließlich verpflichteten sich die 
Uferstaaten, 6 Monate nach dem Wiener Kongreß Bevollmächtigte 
znsammentreten zu lassen, um gemeinsam im Interesse der Schiffahrt 
zu beraten, und zwar unter Zugrundelegung der obigen Grundsätze. 
Im Jahre 1820 erkannten dann auch die übrigen Elbuferstaaten, für 
welche sich Österreich und Preußen verpflichtet hatten, auf der 
Plenarversammlung der deutschen Bundesversammlung zu Frank- 
furt a. M. die getroffenen Bestimmungen ausdrücklich an und gelobten, 
dieselben unverbrüchlich zu befolgen. 

Diese Bestimmungen des Wiener Kongresses sind somit als 
Grundlage für alle späteren Verhandlungen anzusehen und bedeuten 
damit den ersten Schritt zu einer gemeinsamen Regelung der Ver- 
hältnisse des Elbstromes. 

Inzwischen war im Jahre 1819 gemäß Art. 108 der Wiener 
Schlußakte in Dresden eine Kommission aus 10 Bevollmächtigten der 
Elbuferstaaten zusammengetreten und hatte sich als „Kommission 
zur Organisierung der Elbschiffahrt“ konstituiert. Das 
langersehnte Ziel war damit erreicht, Sämtliche Uferstaaten hatten 
sich vereinigt, „um in gemeinschaftlicher Übereinkunft die für die 
Schiffahrt auf der Elbe nötigen Bestimmungen zu treffen.“ Mit Recht 
hegte man damals die Hoffnung, daß nun endlich etwas Ordnung und 
Einheitlichkeit in die zerfahrenen Verhältnisse des Elbstromes kommen 
würden. Aber man sollte sich täuschen. Die Interessen und Forde- 
rungen der einzelnen Staaten waren so verschiedene und zum Teil 
so ungerechtfertigte, daß es schwer hielt, eine Einigung zu erzielen. 
Fast 3 Jahre zogen sich die Verhandlungen hin, und zwar drehten 
sie sich hauptsächlich um die Abgabenfrage, wobei keiner etwas auf- 
geben oder dem anderen Zugeständnisse machen wollte. Alles übrige 
wie Stromregulierung, Vereinheitlichung und Zentralisation der Ver- 
waltung usw. wurde nur kurz berührt. Und doch muß dies ebenso 
wichtig erscheinen wie die Abgabenregulierung. Was konnte der 
Schiffahrt und dem Handel eine Erleichterung der Abgaben nützen, 
wenn nicht zugleich eine Verbesserung der Fahrstraße damit Hand 
in Hand ging ? Denn es liegt auf der Hand, daß mäßige Abgaben, 
wenn sie nur als Äquivalent für eine sorgsame Unterhaltung und Ver- 
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besserung der Fahrstraße erhoben werden, der Schiffahrt und damit 
dem Handel überhaupt weit förderlicher sein können als gar keine 
Abgaben bei kläglicher Verwahrlosung des Fahrwassers. Hamburg 
und Österreich forderten naturgemäß für ihren Handel eine Ver- 
minderung der Abgaben und eine Verbesserung des Fahrwassers, 
während die meisten übrigen Staaten sich diese Einnahmequelle 
nicht entgehen lassen wollten noch dazu bei eventueller Ver- 
mehrung ihrer Aufwendungen für den Strom. Trotz dieser entgegen- 
stehenden Interessen gelang es doch schließlich eine Einigung zustande 
zu bringen. Diese wurde in der sog. „Elbschiffahrtsakte vom 
23. Juni 1821“ niedergelegt. 1 ) Ihre Bestimmungen sind im wesent- 
lichen folgende: 

Entsprechend den im Wiener Kongreß festgestellten Grundsätzen 
ist die Schiffahrt auf der Elbe von Melnik bis zur Mündung völlig 
frei, jedoch mit der Einschränkung, daß die Schiffahrt von einem 
Uferstaat zum anderen — die sog. cabotage — auf dem ganzen Strom 
ausschließlich deren Untertanen Vorbehalten wird. (Art. 1.) Sämt- 
liche Schiffergilden und Innungen mit den damit verbundenen Privi- 
legien der Schiffer, sowie sämtliche bisher bestehenden Stapel- und 
Zwangs- Umschlags-Rechte sollen bis iu alle Zukunft aufgehoben werden 
(Art. 2 und 3). Dann folgen einige weniger wichtige Artikel über 
die Ausübung der Schiffahrt, wonach diese von einem Befähigungs- 
nachweis abhängig gemacht wurde, für dessen Erbringung jede Re- 
gierung die nötigen Einrichtungen zu treffen hatte, ferner über Fracht- 
preise und Transportbedingungen, Rang- und Beurtfahrten usw. usw. 
Alsdann ist von besonderer Wichtigkeit Art. 7. Er lautet folgender- 
maßen: „Sämtliche bisher auf der Elbe bestandenen Zollabgaben, 
sowie auch jede, unter was immer für Namen bekannte Erhebung 
udö Auflage, womit die Schiffahrt dieses Flusses belastet war, 
hören hiermit auf und werden in eine allgemeine Schiffahrts- 
abgabe verwandelt, die von allen Fahrzeugen, Flößen und Ladungen 
bei den durch gegenwärtige Konvention festgesetzten Erhebungsämtern 
entrichtet werden muß. Diese Abgabe , welche weder im ganzen, 
noch teilweise in Pacht gegeben werden darf, wird teils von der 
Ladung unter dem Namen , Elbzoll 1 , teils von den Fahrzeugen 
unter dem Namen ,Rekognitionsgebühr‘ erhoben“ und zwar 
anstatt wie bisher an 35 nur noch an 14 Zollämtern (Art. 16). Unter 
den hier aufgehobenen Abgaben waren nicht einbegriffen die Mauthen-, 
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Land- oder Stadt-, Eingangs- und Verbrauchssteuern, die Krahnen-, 
Wage- und Niederlagegebühren in den Handelsplätzen, die Brücken- 
und Schleusengelder (Art. 14). Art. 8 — 12 enthalten dann einige 
nähere Vorschriften über die Höhe des Zolles und der Rekognitions- 
gebühr, über Zollermäßigungen, die Konventionsmünze usw. Die 
Vertragsstaaten übernehmen ferner die Verpflichtung, keine anderen 
Abgaben zu erheben uud eine Erhöhung der bestehenden nur nach 
gemeinschaftlicher Übereinkunft vorzunehmen (Art. 13). Ausgenommen 
wurde von diesen Bestimmungen der Brunshäuser- oder Staderzoll. 
Diesen hatte man auf den Protest Hannovers hin — Hannover er- 
klärte ihn für einen Seezoll, auf den die vom Wiener Kongreß ge- 
botene Aufhebung der Binnenzölle keine Anwendung finden dürfe — 
unberührt gelassen. Hannover mußte sich jedoch verpflichten, den 
Tarif dieses Zolles der Kommission mitzuteilen und keine selbständige 
Änderung desselben vorzunehmen (Art. 15). Die Art der Erhebung 
des Zolles, die Vorschriften für die Zollbeamten und Schiffer, wie die 
Mitführung eines Manifestes über die Schiffsladung and die Bestrafung 
der Zolldefraudation können hier wegen ihrer geringen Bedeutung 
übergangen werden (Art. 17 — 25). Die Zollämter sollen jedoch strenge 
Unparteilichkeit und ernste Beflissenheit beobachten, um die Schiffahrt 
möglichst zu fördern und zu erleichtern. Alle näheren Bestimmungen 
über die Organisation und Geschäftsführung bleiben jedem Staate 
überlassen, jedoch unter steter Berücksichtigung der Begünstigung der 
Schiffahrt und der Ermunterung des Handels (Art. 24). Außerdem 
hat jeder Staat, welcher ein Zollamt bestellt, einen dem richterlichen 
Dienst vorstehenden Beamten als „Zollrichter“ anzustellen zur Ent- 
scheidung über Zolldefraudationen, Streitigkeiten wegen Zahlung der 
Gebühren, Hemmungen und Beschädigungen des Leinpfades, über 
den Betrag der Bergelöhne usw. (Art. 26). Die Zollbeamten sollen 
ferner von ihren Regierungen angewiesen werden, in besonderen Fällen 
einander zu unterstützen und Auskünfte zu erteilen (Art. 27). Als- 
dann verpflichten sich sämtliche Uferstaaten, auf ihrem Gebiet die 
Leinpfade in gutem Stand zu erhalten, „jeder in den Grenzen seines 
Gebietes alle im Fahrwasser sich findenden Hindernisse der Schiff- 
fahrt ohne allen Verzug auf ihre Kosten wegräumen zu lassen und 
keine die Sicherheit der Schiffahrt gefährdende Strom- und Ufer- 
bauten zu gestatten“ (Art. 28). Bei Unglücksfällen sind die Obrig- 
keiten verpflichtet, die erforderlichen Rettungsmaßnahmen zu treffen 
(Art. 29). Schließlich war man dahin übereingekommen, daß von 
Zeit zu Zeit eine Revisionskommission von Bevollmächtigten sämtlicher 
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Uferstaaten zusammentreten solle. „Der Zweck und der Wirkungs- 
kreis dieser Revisionskommission sind, sich von der vollständigen Be- 
obachtung der gegenwärtigen Konvention zu überzeugen, einen Ver- 
einigungspunkt zwischen den Uferstaaten zu bilden, 
um Abstellung von Beschwerden zu veranlassen, auch Veran- 
staltungen und Maßregeln, welche nach neuerer Er- 
fahrung Handel und Schiffahrt ferner erleichtern 
könnten, zu beraten“ (Art. 30). Wir werden später sehen, wie 
wenig diese Revisionskommissionen die ihnen zugewiesene Aufgabe 
erfüllten. 

Dies ist also das Ergebnis der jahrelangen Verhandlungen der 
ersten Elbschiffahrtskommission, auf die man so große Hoffnungen 
gesetzt hatte. Welches ist mm aber deren tatsächlicher Erfolg und 
Nutzen für die Elbschiffahrt? Zunächst ist ein großer Vorteil gegen 
früher darin zu sehen, daß die Uferstaaten mit ihren verschieden- 
artigsten Interessen gemeinsam ein Programm — denn nur ein solches 
kann man die Elbschiffahrtsakte von 1821 nennen — aufstellten, 
auf Grund dessen zum Vorteile der Schiffahrt weiter gearbeitet 
werden sollte, und daß sie darin einige Bestimmungen trafen, welche 
etwas Einheitlichkeit in das Chaos der Verhältnisse des Elbstromes 
zu bringen vermochten. Und zwar sind dies die Bestimmungen, 
welche die Schiffahrt für jedermann freigaben , die Privilegien-, 
Stapel- und Umschlagsrechte aufhoben, von den bestehenden 36 Zoll- 
ämtern 21 einzogen, die Erhebung der Zölle und die Zollrevision 
vereinfachten und gleichgestalteten, und schließlich diejenigen über 
die Bestellung besonderer Zollrichter. Dies sind jedoch alle3 Punkte, 
deren Bedeutung gegenüber den Hauptfragen vollkommen in den 
Hintergrund tritt. Und gerade diese Hauptfragen wie Zentralisation 
der Verwaltung, Regulierung des Fahrwassers und besonders die 
Abgabenfrage erfuhren zum Teil gar keine Erledigung, zum Teil nur 
eine ganz unbefriedigende. 

Gerade für die Schaffung einer Zentralbehörde, in der als 
oberster Instanz alle Fäden der Verwaltung sich vereinigten, geschah 
gar nichts, obgleich man an der Verwaltung des Rheinstromes ein 
gutes Vorbild besaß. — Für diesen war bekanntlich schon durch 
die Wiener Kongreßakte eine einheitliche Behörde, die sog. Zentral- 
kommission, ins Leben gerufen worden mit dem ständigen Sitz in 
Mainz, die gesamte Verwaltung aller Angelegenheiten wie Strom- 
polizei, Strombauwesen, Abgaben, Schiflfahrtsgerichtswesen usw. ist 
in ihr zusammengefaßt ; sie besteht noch heute und ist für den Rhein 
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von großem Nutzen gewesen. — Ebensowenig gelang es, eine einheitliche 
Strompolizeiordnung für die gesamte Elbe zu schaffen und wirksame 
Grundsätze für die Regulierung des Fahrwassers aufzustellen. Aller- 
dings hatten sich die Uferstaaten verpflichtet, die im Fahrwasser 
sich findenden Hindernisse wegzuräumen; aber dies ist weit ent- 
fernt von der Bestimmung der Wiener Kongreßakte, nach denen 
jeder Staat diejenigen Arbeiten im Strombette übernehmen sollte, 
welche zu dem Zweck erforderlich wären, daß die Schiffahrt nirgends 
auf Hindernisse stoße. Auch in betreff der Abgabenfrage hielt 
man sich nur wenig an die Wiener Beschlüsse. Der Rheinschiffs- 
oktroi, der zum Vorbild dienen sollte, wurde als ungeeignet ver- 
worfen. Man erhielt vielmehr die früheren Abgaben in ihrer alten, 
exorbitanten Höhe aufrecht, weil man den Satz: „Die neuen Schiff- 
fahrtsabgaben dürfen in keinem Falle die gegenwärtig bestehenden 
überschreiten* ganz willkürlich gedeutet hatte. Unmöglich konnte 
jener Satz die Sanktionierung der damals faktisch bestehenden 
Elbzolltarife bezweckt haben ohne jede Prüfung ihrer rechtlichen 
Begründung. Handelte es sich doch um Zölle, die eigenmächtig, ja 
vielleicht sogar gegen den Widerspruch der interessierten Staaten 
kurz vorher erhöht waren. Unzweifelhaft hat man auf dem Wiener 
Kongreß unter der gegenwärtig bestehenden Höhe die rechtlich be- 
gründete verstanden und die Untersuchung hierüber als etwas ganz 
Selbstverständliches der später zusammentretenden Kommission über- 
lassen. Hannover war es, das dieser Bestimmung jene Auslegung 
gab, wobei es bei einigen anderen Staaten bald Unterstützung fand. 
So kam es, daß man die 1815 faktisch bestehenden Zölle auf ihre 
Berechtigung hin gar nicht untersuchte, sondern sie in ihrer bis- 
herigen, die Schiffahrt maßlos bedrückenden Höhe beibehielt und 
ihnen nur einen anderen Namen verlieh. Dazu kam noch die 
Rekognitionsgebühr und die rigorosere Einziehung der Zölle, so daß 
man anstatt „durch Erleichterung der Schiffahrt den Handel zu er- 
muntern“, „eine durchschnittlich vermehrte Zollbelastung des Elb- 
verkehrs herbeiführte“. 1 ) Einen weiteren Verstoß gegen die Wiener 
Beschlüsse zeigt, wie oben schon erwähnt, die Aufrechterhaltung des 
Brunshauser- bzw. Staderzolles. 

Wir sehen also, wie jenes Kompromiß zwischen den einzelnen 
Uferstaaten, die sog. Elbschiffahrtsakte, weder den im Wiener Kongreß 
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aufgestellten Grundsätzen gerecht wurde, noch den von allen Seiten 
darauf gesetzten Hoffnungen und Erwartungen entsprach. 

Diese sollten auch auf der ersten Revisionskommission, 
die gemäß Art. 30 der Elbschiffahrtsakte im Jahre 1824 in Hamburg 
zusammentrat, noch nicht in Erfüllung gehen. Auch hier stand 
wieder die Tariffrage im Vordergrund, alles übrige wurde nur ganz 
kurz gestreift. Das Ergebnis der Verhandlungen wurde niedergelegt 
in dem „Protokoll der infolge des 30. Artikels der Elb- 
schiffahrtsakte in Hamburg versammelten Revisions- 
kommission“. Es enthielt nur einige unbedeutende Ermäßigungen 
der Ausnahmetarife und die Bestimmung, daß die nächste Revisions- 
kommission sich im Hai 1828 in Dresden versammeln sollte. 

Lange Jahre sollten jedoch vergehen, bis diese Verbindlichkeit 
erfüllt wurde, und zwar ist dies wohl auf das Fehlen einer ent- 
schiedenen Anregung zurückzuführen. Gerade von seiten der Ver- 
treter des Handels- und Schifferstandes in den Elbplätzen soll, 
soweit wenigstens darüber etwas an die Öffentlichkeit gedrungen ist, 
bis zum Jahre 1840 sehr wenig für die Wiederaufnahme der Ver- 
handlungen geschehen sein. Der Grund hierfür ist wohl nicht darin 
zu sehen, daß die Schiffahrt sich von dem früheren Druck erleichtert 
fühlte und mit den bestehenden Verhältnissen zufrieden war, wie 
Bindewald dies annimmt in seiner Schrift über „die Entwicklung des 
Abgabewesens und der Regulierungskosten der Elbscbiffahrt“. 1 ) 
Sondern unzweifelhaft hatten die Schiflfahrtsinteressenten eingesehen, 
daß auf diesen Verhandlungen nichts Ersprießliches für sie zutage 
gefördert wurde und deshalb jede Anregung dazu unterlassen. Von 
einer Zufriedenheit mit den durch die Elbschiflfahrts- und die Revisions- 
kommission geschaffenen Verhältnissen, wie Bindewald sagt, kann 
auf keinen Fall die Rede sein, denn unaufhörlich wurden Klagen 
laut über die klägliche Beschaffenheit des Schiffahrtsweges und über 
den hohen Druck der Elbzölle. Über das erstere schreibt Binde- 
wald selbst: „So war es in den 30er Jahren noch ganz gebräuchlich, 
daß der Schiffer, welcher die Magdeburger Strecke passieren mußte, 
einen Blechhandbagger mit auf die Reise nahm, um sich bei kleinem 
Wasser — meist im Verein mit in gleicher Weise leidenden Schick- 
salsgenossen — eine Fahrrinne durch den Sand zu baggern.“ Binde- 
wald widerlegt hiermit sich selbst, denn es dürfte kaum etwas geben, 
was deutlicher für die klägliche Beschaffenheit des Fahrwassers 
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sprechen könnte. — Nicht besser war es mit den Zöllen, von denen 
Bindewald behauptet, daß ein Druck damals kaum noch empfunden 
wurde. Allerdings waren im Laufe der Zeit gewisse Erleichterungen 
eingetreten, die jedoch mit der Elbakte an sich nichts zu tun hatten. 
So hatte Preußen, welches zu der bei weitem bedeutendsten Elbzoll- 
quote berechtigt war, auf deren Erhebung für den Verkehr von und 
nach den Plätzen seines Landes gänzlich verzichtet. 1 ) Dann hatte 
es am 17. Juli 1828 mit Anhalt-Köthen und Anhalt-Dessau einen 
Vertrag abgeschlossen „wegen Befreiung der beiderseitigen Unter- 
tanen vom Elbzoll“, dem Anhalt-Bernburg im Jahre 1831 beitrat. 
Nach diesen Verträgen sollten alle diejenigen Waren, welche in den 
anhaltinischen Gebieten nach den preußischen verladen wurden und 
umgekehrt, in beiden Ländern vom Elbzoll gänzlich befreit sein, 
und ebenso die, welche von einem der vertragschließenden Staaten 
direkt nach dem Ausland ausgeführt oder zum unmittelbaren Ver- 
brauch vom Ausland eingeführt wurden, wenn sie dabei das Gebiet 
eines der Vertragstaaten passierten. An die Stelle des Elbzolles 
und der Rekognitionsgebühren , wo beide nach vorstehenden Be- 
stimmungen wegfielen, durfte keine andere Belastung treten. Diese 
Erleichterungen sind jedoch weniger von Bedeutung, weil der Ver- 
kehr schon bei der geringen Ausdehnung der Gebiete keine große 
Rolle spielte. Weit wichtiger war der Vertrag vom 30. März 1833, 
durch welchen Sachsen seinen Beitritt zu der Zollvereinigung von 
Preußen, Kurhessen, Großherzogtum Hessen, Bayern und Württem- 
berg erklärte. Im Artikel 15 dieses Vertrages wurde für den Schiff- 
fahrtsverkehr zwischen Preußen und Sachsen folgendes festgesetzt: 
„Alle Waren, welche vermittels der Elbe durch das preußische und 
sächsische Gebiet unmittelbar durchgeführt werden , bleiben den 
vollen Elbschiffahrtsabgaben unterworfen“; im Falle der Umladung 
oder des sog. Umschlags kann ein Erlaß am Elbzoll bewilligt werden. 
Aber „der Warentransport auf der Elbe aus dem Gebiet eines der 
beiden Staaten nach dem Gebiet des anderen oder aus einem dieser 
Staaten nach dem Ausland und umgekehrt ist in der Regel frei von 
aller Zollentrichtung, unterliegt jedoch der Rekognitionsgehühr. Bei 
der Durchfuhr aus dem Auslande ohne Löschung oder Lagerung der 
Ladung ist außer der Rekognitionsgehühr noch ein Viertel des Elb- 
zollanteils des letzten Staates zu entrichten.“ Damit war für den 
Verkehr zwischen diesen Ländern eine bedeutende Ermäßigung und 
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Erleichterung eingetreten, worauf allein in der oben erwähnten Denk- 
schrift vom Jahre 1847 die jährliche Zunahme des Elbyerkehrs 
zurückgeführt wird. Für die gesamte Elbschiffahrt aber brachten sie 
nur einen geringen Vorteil. Denn einmal wurden die lauenburgischen, 
hannoverschen und mecklenburgischen Elbzölle — d. i. auf der 
Hauptverkehrsstrecke — streng nach dem Tarif der Elbzölle er- 
hoben, dann aber war der direkte böhmische Elb verkehr nach wie 
vor mit dem Betrage sämtlicher Elbzölle belastet. Ihr Druck war 
deshalb ebenso stark wie früher, was auch aus obiger Denkschrift 
hervorgeht. Es heißt hier im Gegensatz zu Bindewald wörtlich: 
„Die Höhe der Elbzölle wurde immer drückender empfunden; die 
Zolltarife anderer Flüsse waren inzwischen wesentlich ermäßigt, die 
Rivalität anderer Handelswege machte sich bemerkbar, und das 
Herabgehen der Frachtsätze und die durchgängige Preisverminderung 
der Haupthandelsartikel ließ das Mißverhältnis dieses Passagezolles 
noch auffallender hervortreten.“ Was könnte deutlicher dafür sprechen, 
daß der Druck der Elbzölle und die Verwahrlosung des Fahrwassers 
noch ebenso schwer empfunden wurde wie in den 20 er Jahren 1 Es 
ist daher wohl mit Sicherheit anzunehmen, daß die bisher beinahe 
ergebnislos verlaufenen Verhandlungen die Schiffahrts- und Handels- 
kreise von jeder Anregung zu deren Wiederaufnahme hatten abstehen 
lassen und nicht die von Bindewald angenommene Zufriedenheit mit 
den bestehenden Verhältnissen. 

Da trat plötzlich eine die Schiffahrt in ganz besonderem Maße 
gefährdende Erscheinung auf, und zwar die Eisenbahnen. War doch 
schon im Jahre 1839 die Leipzig-Dresdener, 1841 die Berlin-Anhalt- 
Köthener und 1840 die Magdeburg-Leipziger Bahn dem Betrieb über- 
geben worden, und andere Bahnen befanden sich im Bau. Wie ein 
drohendes Gespenst erschienen diese den Schiffahrtsinteressenten, denn 
sie mußten befürchten, daß durch die hohen Elbzölle und die Un- 
sicherheit der Fahrstraßen gewisse Transporte von der Elbe auf die 
Eisenbahnen abgelenkt würden. Immer häufiger und immer lauter 
wurden deshalb die Klagen der Schiffahrtskreise, besonders in Prag, 
Dresden, Magdeburg und Hamburg. Immer energischer verlangte 
man den Zusammentritt der Elbschiffahrtsrevisionskommission zur Re- 
vision des Zolltarifs und zur Abwehr weiterer Verschlechterungen 
des Fahrwassers. Erst im Jahre 1842 erfolgte dann endlich der 
Zusammentritt der zweiten Revisionskommission in Dresden. 
Nachdem über die Vorarbeiten und Beratungen gegen 20 Monate 


Digitized by Google 



13 


verflossen waren, erschien als Resultat die sog. „Additionalakte 
vom 13. April 1844“. 

Ich will mich auch hier wieder auf die Wiedergabe der haupt- 
sächlichsten Bestimmungen beschränken. 

Besondere Beachtung verdient zunächst die in § 5 getroffene 
Abmachung, durch welche ein wesentlicher Schritt zu einer weiteren 
Vereinheitlichung der Verwaltung getan wurde. Danach sind „durch 
besondere Übereinkunft vom heutigen Tage die Grundsätze festge- 
stellt worden, nach welchen die Elbuferstaaten sich verpflichtet haben, 
umfassende und gleichförmige schiffahrts- und strompolizeiliche Vor- 
schriften für die Elbe gleichzeitig mit der Verkündigung dieser Addi- 
tionalakte zu erlassen.“ Auf die Grundsätze dieser Übereinkunft kann 
hier nicht näher eingegangen werden; sie betreffen im wesentlichen 
die Konstruktion, Ausrüstung und Erhaltung der Fahrzeuge, das Ver- 
halten derselben auf der Fahrt, beim Landen, beim Begegnen zweier 
Schiffe, das Verhalten der Schiffsführer gegenüber der Mannschaft 
und den Passagieren usw. Alles bis ins einzelne gehende schiffahrts- 
und strompolizeiliche Vorschriften. Ein Umstand, der in seiner Be- 
deutung für die gesamte Elbe nicht hoch genug eingeschätzt werden 
kann. Denn wenn man auch noch keine für alle Staaten geltende 
Strompolizeiordnung mit einer zentralen Aufsichtsbehörde geschaffen 
hatte wie vor langer Zeit schon auf dem Rhein, so waren doch die 
Grundprinzipien in nicht mißzuverstehender Form festgelegt worden und 
jeder Staat darauf verpflichtet. Da die Einheitlichkeit der Vorschriften 
durch diese Übereinkunft sichergestellt war, so kann man wohl sagen, 
die Verhandlungen der zweiten Revisionskommission haben die dringend 
erforderliche Einheitlichkeit der Strompolizei geschaffen. 

Die Additionalakte eathält dann eingehende Vorschriften über 
die Befugnisse zur Führung eines Schiffes (§§ 6 — 17, 31 — 33), über 
Beurt- und Reihefahrten (§§ 18— 19), worauf hier nicht näher einge- 
gangen werden kann. Wichtig ist jedoch, daß die Schiffs- und 
Schifferpatente eine für das ganze Stromgebiet einheitliche Regelung 
erfuhren. Die von einem Staate ausgestellten Patente hatten für die 
Fahrt auf der ganzen Elbe Gültigkeit, so daß ein früher oft gerügter 
Mißstand für die Schiffahrt beseitigt war. Ferner wurden die durch 
die Elbschiffahrtsakte von 1821 eingeführte Rekognitionsgebühr auf- 
gehoben (§ 20), worauf ich gleich noch einmal zurückkommen werde. 
Die folgenden Paragraphen enthalten dann nähere Vorschriften für 
die Erhebung des Elbzolles und erweitern die bestehenden Ermäßi- 
gungen und Befreiungen (§§ 21 — 37). 
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Besondere Beachtung verlangen hiervon die §§ 29 und 35. Nach 
§ 29 ist nämlich der im Art. 15 der Elbakte anerkannte Brunshauser 
Zoll durch einen Staatsvertrag von demselben Tage reguliert und 
damit Art. 15 der Elbakte aufgehoben. § 35 enthält dann den Ver- 
zicht Hannovers, Dänemarks und Mecklenburgs auf die eigene Revision 
für alle Fahrzeuge, welche das preußische Elbzollamt bei Wittenberge 
passiert haben. Die drei Staaten haben aber das Recht, an dem 
preußischen Zollamt einen gemeinschaftlichen Elbkommissar anzu- 
stellen, dem bei allen Zollangelegenheiten der Zutritt und die Ein- 
sichtnahme nicht verwehrt werden darf. J ) Dadurch war der Schiff- 
fahrt eine große Erleichterung geschaffen, denn die vielen zeitraubenden 
und umständlichen Zollrevisionen waren wesentlich vermindert, was 
besonders dem Verkehr zwischen Hamburg und Berlin zustatten 
kam. Außerdem bedeutet dieser Vertrag einen weiteren Schritt zur 
Vereinheitlichung und Vereinfachung der Zollrevisionen selbst. 

Dasselbe Moment der Einheitlichkeit herrscht dann vor in den 
Bestimmungen über den Begriff der Defraude, die Art und Höhe 
der Bestrafungen und besonders in den Vorschriften über die Zoll- 
gerichtsbarkeit. Man setzte hier an Stelle der Zollrichter Elbzoll- 
gerichte ein mit einer festen Organisation und einer erweiterten Zu- 
ständigkeit in Streit- und Strafsachen. (§§ 38 — 51.) 

Von ganz besonderer Wichtigkeit sind schließlich die Bestim- 
mungen der §§ 52 — 56. Es war nämlich zugleich mit der Revisions- 
kommission zum ersten Mal eine Kommission von Wasserbau ver- 
ständigen der einzelnen Uferstaaten in Dresden zusammengetreten. 
Diese hatten eine gemeinschaftliche Befahrung der Elbe von Melnik 
bis Cuxhaven vorgenommen und dabei die vorhandenen Übelstände 
festgesteltt. *) In einem Gutachten vom 12. Dez. 1842 stellten sie 
einheitliche Grundsätze für die Stromregulierung auf, welche in die 
Additionalakte aufgenommen wurden. Die Uferstaaten machten sich 
hierbei verbindlich, alle im Fahrwasser befindlichen Hindernisse hin- 
wegzuräumen und, bis dies geschehen sei, die betreffenden Stellen im 
Fahrwasser regelmäßig mit Warnungszeichen versehen zu lassen. 
Außerdem einigte man sich in diesem Paragraphen über eine be- 
stimmte Minimaltiefe des Fahrwassers, die von allen Staaten anzu- 


■) Näheres hierüber enthält der zwischen den genannten Staaten abgc 
schlossene Staatsvertrag vom 30. August 1843. 

*) Vgl. Mitteilungen der Elbstrombauverwaltung von 1905. 
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streben sei, und verpflichtete sich, stets dio notwendigen Vorkehrungen 
treffen zu lassen, damit die Schiffahrt nicht durch Brücken, Mühlen 
oder andere Trieb- und .Räderwerke , Wehre usw. gehemmt oder 
erschwert werde. Außerdem sollte die Anlegung von Ladeplätzen 
und schützenden Winterhäfen nach Bedürfnis gefördert werden. 
Uber die Regulierungsbauten wollten die Uferstaaten sich gegen- 
seitig die betreffenden Pläne mitteilen und jede Verständigung über 
die bei der Bauausführung in Frage kommenden Rechtsverhältnisse 
bereitwilligst fördern. Endlich sollte die Elbe von Zeit zu Zeit „durch 
Sachverständige sämtlicher Uferstaaten gemeinschaftlich befahren wer- 
den, um die Beschaffenheit des Stromes, die Wirkung der zu dessen 
Verbesserung getroffenen Maßregeln und die etwa eiugetretenen neuen 
Hindernisse zu untersuchen und festzustellen.“ Leider übertrug man 
diesen sog. „Stromschaukommissionen“ nicht auch die Befugnis, die Ab- 
stellung vorhandener Mängel zu vorlangen und zu überwachen. Ihre 
Bedeutung wäre dadurch wesentlich gesteigert worden. Aber auch 
so gelang es das erstrebte Ziel zu erreichen, denn es stand ja bei 
steter Nachlässigkeit eines Staates die Möglichkeit offen, das Material 
zu veröffentlichen und der öffentlichen Meinung das Weitere zu 
überlassen. 

Wir sehen somit, die zweite Elbschiffahrtsrevisionskommission 
hat gorade inbetreff der Vereinheitlichung der Verwaltung wesentliche 
Vorteile gebracht. Außer der eben erwähnten Stromschaukommission 
waren es besonders die Einigungen über die Minimalhöhe des Fahr- 
wassers und über die Feststellung einheitlicher Grundsätze für die 
Schiffahrts- uud Strompolizei. Gleichwohl w T ar man aber in Schiffahrts- 
und Handelskreisen mit dem Ergebnis der Dresdener Verhandlungen 
nicht zufrieden. 

Und dies mit Recht, denn der Hauptwunsch dieser Kreise, die 
Herabsetzung der Schiffahrtsabgaben, war nicht erfüllt, obgleich von 
allen Seiten das dringende Verlangen danach gestellt worden war. 
Die Rekognitionsgebühr hatte man, wie oben erwähnt, aufgehoben, 
sie dafür aber in einen Zuschlag zum Elbzoll verwandelt und zwar 
dergestalt, daß die wichtigsten Artikel noch merklich höher belastet 
wurden. Dadurch hatte die Elbe vou allen deutschen Strömen die 
höchsten Zölle zu tragen. Nach einer Denkschrift der Handelsvor- 
stände von Altona, Berlin, Dresden, Halle a. S., Saalörter, Hamburg, 
Leipzig, Magdeburg und Prag vom Jahre 1847 betrug zu jener Zeit 
der Normalzollsatz pro Doppelzentner 
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, , . I aufwärts 22 Ser. 

auf dem Rhein \ , ... , . „ 

'abwärts 14 Sgr. 

auf der Weser 6 Sgr. 

auf der Elbe, (wie er durch die Additional- 

akte neu normiert war) . . 33 Sgr. 
wozu noch der Betrag des Stader Zolles hinzu- 
zurechnen ist. 

auf der Oder wurde zu jener Zeit gar kein 
Flußzoll mehr erhoben. 


IV* Pt 

8 3 /, Pf. 
6 •/, Pf- 

11 Pf. 


Reduziert man nun dieso Normalsätze der Rhein-, Weser- und Elb- 
zölle auf denselben Maßstab von 100 Meilen, denn nur so ist eine 
richtige Vergleichung möglich, so ergibt sich: 

für die Weser 0,436 Rtlr. 

für den Rhein (abwärts) 0,446 „ 

für den Rhein (aufwärts) 0,666 „ 

für die Elbe 1,416 „ 


Man ersieht daraus, daß man mit triftigem Grunde die Elbe als 
den höchstbelasteten der deutschen Flüsse geschildert hatte. Sehr er- 
klärlich ist deshalb die Unzufriedenheit der Schiifahrts- und Handels- 
kreise, zumal da man geglaubt hatte, daß sich die betreffenden Re- 
gierungen obigem Argument nicht würden verschließen können. Dazu 
kam noch, daß sich der Schiffahrtstransport einschließlich sämtlicher 
Zölle und sonstiger Unkosten durchschnittlich um 2 Sgr. pro Zoll- 
zentner teurer stellte als der Eisenbahntransport. 

In Hamburg gelang es deshalb dem Senat nur mit großen 
Schwierigkeiten von der Bürgerschaft die Ratifikation des Vertrages 
zu erlangen. In Sachsen wandte sich die Handels- und Schifferinnung 
mit dringendem Ersuchen um Abhilfe an das Ministerium und die 
Ständevor8ammlung. In Magdeburg ließ der Magistrat und die Altesten 
der Kaufmannschaft eine umfassende Denkschrift ausarbeiten und 
überreichten dieselbe den in Frage kommenden Behörden. Doch alles 
ohne Erfolg. Schließlich traten im Jahre 1847 in Magdeburg Dele- 
gierte aus Magdeburg, Halle und Saalörter, Berlin, Leipzig, Dresden, 
Prag, Hamburg und Altona zusammen, legten den Verfall der Elb- 
schiffahrt mit deutlichen Argumenten klar vor Augen und verlangten 
dringende Abhilfe. Die Folge war, daß Hannover, Dänemark und 
Mecklenburg endlich einige nicht unbedeutende Zollermäßigungen zu- 
gestanden. Der von der Vertretersitzung in Magdeburg geforderte 
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Zusammentritt der dritten Elbsckiffahrtsrevisionskommisson erfolgte 
jedoch erst im Jahre 1850 und zwar diesmal in Magdeburg. 

Die Verhandlungen dieser dritten Revisionskommission 
zogen sich bis zum Jahre 1854 hin, förderten aber wiederum nur 
wenig Ersprießliches zutage. Abgesehen von einigen unwesentlichen 
Bestimmungen über die Scbifferpatente, über die Bekanntmachung von 
Betriebsstörungen bei Strom- und Uferbauten und einigen speziell 
strompolizeilichen Vorschriften wurde nur das gemeinsame Revisions- 
verfahren bei Wittenberge bis zum Jahre 1865 verlängert. Die Elb- 
zollfrage stand naturgemäß wiederum im Vordergründe der Verhand- 
lungen, erfuhr aber noch keine endgültige Erledigung. Die Kom- 
missare von Preußen, Österreich und Sachsen gaben sich die erdenk- 
lichste Mühe, eine Verminderung der Zollsätze durchzusetzen, aber 
ihre immer wieder veränderten Vorschläge scheiterten an dem Wider- 
spruch der Regierungen von Hannover, Dänemark und Mecklenburg, 
die sich unzweifelhaft von der Befürchtung leiten ließen, eine Elb- 
zollreduktion könne auf ihre Eisenbahnen eine nachteilige Einwirkung 
ausüben. So mußte man sich denn mit einigen ganz unbedeutenden 
Zollermäßigungen für gewisse Artikel begnügen. Damit waren also 
die Verhandlungen der dritten Revisionskommission so gut wie ergebnis- 
los verlaufen. 

Kein Wunder, daß sich da die Klagen von allen Seiten mehrten 
und häuften. Der Österreichische Bevollmächtigte hatte bei Unter- 
zeichnung des Protokolls der Magdeburger Verhandlungen aus- 
drücklich zu Protokoll gegeben : „ich, wie meine Regierung bedauern 
es aufrichtig, daß die erlangten Resultate hinsichtlich der Elbzoller- 
mäßigungen hinter den im Interesse des Elbverkehrs erstrebten Er- 
leichterungen weit zurückgeblieben sind, daß sie sich jedoch vertrauens- 
voll der Hoffnung hingibt, es werde gelingen künftig eine den Be- 
dürfnissen und Wünschen des Handels- und Schifferstandes besser 
entsprenchende Regelung des Elbzollwesens herbeizuführen.“ Ähnliches 
erklärten die Vertreter Preußens und Sachsens. Auch in den 
Berichten der Handelskammern kehren dieselben Klagen über die 
Höhe des Zolles und die schlechte Beschaffenheit der Fahrstraße 
wieder. So lesen wir in dem Jahresbericht der Altesten der Kauf- 
mannschaft zu Magdeburg: „Täglich sehen wir unseren Strom mehr 
veröden und den Handel mit Umgehung unseres Platzes neue Wege 
eiuschlagen, welche ihm drei mit der Elbe konkurrierende Eisenbahnen 
mit sehr niedrig normierten Frachtsätzen bieten. Unsere sonst so 
blühende Schiffahrt, die den Schiffsherrn zu Wohlstand brachte und 
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Tausenden von Arbeitern Brot gab, stirbt an der Auszehrung.“ Ähn- 
lich heißt es in dem Jahresbericht der Kommerzdeputation von Ham- 
burg: „Der beharrliche Widerstand Hannovers und Mecklenburgs 

gegen jede durchgreifende Ermäßigung der Elbzölle hat 

den Buin eines früher prosperierenden , wichtigen Gewerbszweiges 
hauptsächlich herbeigeführt ; er hat den Aufschwung der kommerziellen 
und industriellen Interessen im oberen Elbgebiet, namentlich in Böhmen, 
wesentlich gehemmt und manche Warentransporte künstlich auf Wege 
gedrängt, welche dieselben nicht gewählt haben würden, wenn der 
Elbverkehr für wichtige Handelszweige nicht tatsächlich unfrei ge- 
macht wäre.“ 

Die Folge dieser Klagen war der Zusammentritt der vierten 
Revisionskommission im Jahre 1858 im Hamburg. Hier 
stellten Hamburg und Preußen gemeinsam mit Österreich, Sachsen 
Lübeck und den Anhaitischen Herzogtümern einen wesentlichen Zoll- 
ermäßigungsantrag, den jedoch im Laufe der Verhandlungen Han- 
nover, Mecklenburg und Dänemark in allen seinen Punkten ablehnten. 
Fast unglaublich muß es uns erscheinen, daß diese Regierungen ihre 
ablehnende Haltung nicht einmal mit Rücksichten auf die Elbzollein- 
nahmen motivierten, sondern mit Verhältnissen, die der Elbschiffahrt 
völlig fremd waren. Man befürchtete nämlich und scheute sich nicht, 
es offen auszusprechen, daß durch eine Herabsetzung der Zölle die 
Schiffahrt einen wesentlichen Aufschwung nehmen, die hannoverschen 
Eisenbahnen dann minder gut rentieren und die Einnahmen aus den 
Landtransitzöllen auf der Hamburg-Berliner Eisenbahn sich stark 
vermindern, dieselben vielleicht überhaupt unhaltbar werden könnten. 
Damit maßten sich diese Staaten das Recht an, wichtige Verkehrs- 
interessen anderer Bundesstaaten dauernd auf das Empfindlichste zu 
beeinträchtigen, vertragsmäßigen Verpflichtungen zuwiderzuhandeln und 
völkerrechtliche Stipulationen zu verletzen. l ) Die Folgen hatten sich 
die betreffenden Staaten selbst zuzuschreiben. Denn die Bevoll- 
mächtigten der anderen Staaten erklärten daraufhin: „Aus der soeben 
vernommenen Erklärung der Bevollmächtigten für Hannover und 
Mecklenburg haben wir zu unserm lebhaften Bedauern die Überzeugung 
erlangen müssen, daß das von unseren Regierungen als notwendig 
erkannte Maß der Herabsetzung der Elbzölle durch weitere Verhand- 
lungen im Schoße der Revisionskommission zur Zeit nicht zu er- 
reichen ist. Die gegenwärtige Kommission ist mithin durch die be- 

') Jahresbericht der Kommerzdeputation zu Hamburg 1858. 
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harrlich versagte Zustimmung einzelner Uferstaaten zu einer 
dem nachgewiesenen Yerkehrsbediirfnissen wie dem Zweck des Art. 30 
der Elbakte entsprechenden Modifikation des Elbzolltarifs in die Lage 
versetzt, die ihr vertragsmäßig obliegenden Verpflich- 
tungen nicht erfüllen zu können Die Verantwort- 

lichkeit für diesen beklagenswerten Zustand und die daraus hervor- 
gehenden Folgen trifft nur diejenigen, welche dabei beharren, der 
in ihren wichtigsten Zweigen durch erdrückende Zollbelastung ge- 
störten Elbschiffahrt und dadurch dem Handel überhaupt die durch 
die Wiener Kongreßakte zugesicherten Wohltaten vorzuenthalten.“ 
Man brach deshalb die Verhandlungen ab, und die vierte Revisions- 
kommission ging nach sechsmonatlichen Verhandlungen resultatlos 
auseinander. Einen Erfolg hat sie jedoch gehabt und zwar den, daß 
von den oberelbischen Staaten und von Hamburg im Verlauf der 
Verhandlungen nachdrücklich der Auffassung Ausdruck gegeben wurde, 
die Ermäßigung der Elbzölle sei eine vertagsmäßige Pflicht, 
welche von den Uferstaaten erfüllt werden müsse. Außerdem wiesen 
sie auf die Gefahr einer Einmischung des Auslandes hin, denn die 
Wiener Vertragsmächte hatten das Recht zur Vollziehung der in der 
Schlußakte enthaltenen Bestimmungen mitzuwirken. Inbetreff des 
Brunshauser Zolles trat dies auch tatsächlich ein und führte zu dem 
gewünschten Ergebnis. Durch die Intervention Englands war es ge- 
lungen, Hannover von seinen überspannten Forderungen bei der Re- 
gulierung dieses Zolles abzubringen und durch einen Vertrag vom 
22. Juni 1861, an dem sich außer den Uferstaaten auch Belgien, 
Brasilien, Spanien, Frankreich, Großbritannien, die Niederlande, 
Portugal, Rußland, Schweden und Norwegen beteiligten — man er- 
sieht hieraus, wie viele Staaten sich von der Aufhebung dieses Zolles 
einen Vorteil für ihren Handel versprachen — , wurde dann der Bruns- 
hauser oder Stader Zoll aufgehoben und zwar gegen eine Entschädigungs- 
summe von 3 Mill. Talern, zu der sämtliche obengenannten Staaten 
beizusteuern hatten. 

Damit war nun auch jener so lang umstrittene, für die Schiff- 
fahrt so hinderliche Zoll gefallen, und es galt jetzt nur noch die 
wiederstrebenden Staaten zum Nachgeben bei der Regulierung der 
übrigen Elbzölle zu veranlassen. Aber wie sollte dies geschehen? 
Auf die Revisionskommissionen setzte man nach den letzten kläglich 
verlaufenen Verhandlungen kein Vertrauen mehr. Da blieb dann 
weiter nichts übrig, als zu Gewaltmaßregeln zu greifen, wie dies denn 
auch den Regierungen von den verschiedensten Seiten anempfohlen 
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wurde. So schreiben die Ältesten der Magdeburger Kaufmannschaft 
in ihrem Jahresbericht vom Jahre 1861: „Könnte Preußen sich 

entschließen, in dieser Angelegenheit energisch vorzugehen, und endlich 
den Weg fruchtloser Konferenzen zu verlassen, so würde es sicher 
nicht allein die moralische Zustimmung aller zivilisierten Nationen 
finden, sondern es würde endlich einmal in Deutschland seine Supre- 
matie tatsächlich zeigen und zwar den Staaten gegenüber, die sich 
fortdauernd darin gefallen, der freien nationalen und volkswirtschaft- 
lichen Entwicklung Preußens und Deutschlands kleinliche Hinder- 
nisse in den Weg zu legen.“ — Mit den letzten Worten ist klar und 
deutlich ausgesprochen, woran die Bestrebungen nach einer Besserung 
und Vereinheitlichung der Verhältnisse des Elbstromes jedesmal ge- 
scheitert waren. Die deutsche Kleinstaaterei, der maßlose Souveräni- 
tätsdünkel und der kleinliche Eigennutz der kleinen Staaten hatte 
jeden dahin zielenden Versuch unmöglich gemacht. — Obiger Bericht 
fährt dann fort: „Im Anschluß an unsere wiederholt gestellten An- 
träge müssen wir es somit für das Angemessenste und Zweckent- 
sprechendste erachten, daß Preußen, wenn möglich in Übereinstimmung 
mit den anderen beteiligten Staaten, die Entrichtung der vertrags- 
widrigen Elbzölle in Hannover, Mecklenburg und Lauenburg so lange 
verweigert, bis ein den gerechten Anforderungen entsprechender Ver- 
trag über Herabsetzung der Elbzölle oder Aufhebung derselben mit 
Einführung einer mäßigen Schiffahrtsabgabe zustande gekommen ist.“ 
Dasselbe Verlangen nach einem ernstlichen Schritt der deutschen 
Großmächte oder nach einem Eingreifen des deutschen Bundestages 
wurde in dem Jahresbericht der Hamburger Kommerzdeputation gestellt. 

Zum Glück brauchte jedoch dem nicht nachgegeben zu werden, 
denn im Jahre 1861 gelang es den unausgesetzten, auf eine friedliche 
Einigung hinzielenden Bemühungen Österreichs den Zusammentritt 
der fünften Revisionskommission in Hamburg zu veran- 
lassen. Die Verhandlungen zogen sich bis zum Jahre 1863 hin und 
hatten diesmal ein für alle Seiten in hohem Maße befriedigendes Er- 
gebnis. 

Man setzte zunächst einige ergänzende Bestimmungen Uber die 
Dienstbücher der Schiffsmannschaften, über die Patente der Schiffer 
und Lootsen und über die Schiffsmanifeste fest, erneuerte und er- 
gänzte einige schiffahrts- und strompolizeiliche Vorschriften. Dann 
traf man eine wesentliche und sehr erfreuliche Neuerung inbetreff der 
Einheitlichkeit der Stromregulierung. Die Stromschaukommissionen 
wurden nämlich angewiesen, ein nach den verschiedenen Staatsgebieten 
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geordnetes Verzeichnis der Torgefundenen Mängel des Strombettes und 
des Fahrwassers anzufertigen und in diesem die Stellen besonders 
zu verzeichnen, welche der Schiffahrt vorzugsweise hinderlich und 
mithin der Korrektion als am dringendsten bedürftig zu betrachten 
seien. Am Schlüsse eines jeden Jahres haben dann die Uferstaaten 
Auskunft darüber zu erteilen, ob und in welchem Maße den gerügten 
einzelnen Mängeln abgeholfen wäre. Ferner sollen die Uferstaaten 
die möglichste Beseitigung der der Schiffahrt hinderlichen Schiffs- 
mühlen anstreben und in keinem Falle eine Vermehrung derselben zu- 
lassen. Schließlich sollen die Höhen sämtlicher Pegel an der Elbe 
auf den Nullpunkt des Hauptpegels zu Cuxhaven reduziert werden. 
Gerade die letztere Bestimmung war für die Schiffahrt von ganz be- 
sonderem Nutzen, denn einem jeden Schiffer und Spediteur war da- 
durch die Orientierung über die Höhe des Fahrwassers auf der ganzen 
Elbe wesentlich erleichtert und viele Kosten und Mühen erspart. 

Das hauptsächlichste Ergebnis der zweijährigen Verhandlungen 
war der gleichzeitig zwischen sämtlichen Uferstaaten geschlossene 
Vertrag über die Erhebung eines einzigen Elbzolles für sämt- 
liche Uferstaaten an einem gemeinschaftlichen Zollamt. 10 
der bisher bestehenden Erhebungsämter wurden damit aufgehoben 
und nur das zu Wittenberge bestehen gelassen. Zugleich führte 
man eine namhafte Herabsetzung sämtlicher Zollsätze durch. Die 
eine Hälfte des Elbzolles sollte von Preußen, Österreich, Sachsen, 
Hamburg und den Anhaitischen Herzogtümern gemeinsam erhoben 
werden, die andere von Hannover, Dänemark und Mecklenburg. Den 
drei letzteren sowie den anbaltinischen Herzogtümern wurde ferner 
zur Begleichung der Zollausfälle eine jährliche Rente von 132000 
Talern zugesichert, welche aus den Zolleinnahmen der ersten Staaten- 
gruppe zu entrichten war. Wenn aber der durchschnittliche Brutto- 
ertrag dieses Elbzolles die Summe von 350 000 Thalern überstieg, so 
sollte der Elbzolltarif nach dem Verhältnis dieses Überschusses zu 
den Einnahmen aus den einzelnen Klassen entsprechend ermäßigt 
werden, für diese jedoch nicht öfter als nach Ablauf von je 6 Jahren. 
Man hatte damit sozusagen ein für alle Staaten bindendes Programm 
aufgestellt, nach dem für alle Zukunft bei einer Steigerung des Ver- 
kehrs, die sicher zu erwarten stand, der Zolltarif eine regelmäßige 
Herabsetzung erfahren sollte. 

Mit großer Freude begrüßte man von allen Seiten diesen so 
viel versprechenden Vertrag, zumal da man an die Verhandlungen 
dieser letzten Revisionskommission fast gar keine Hoffnungen und 
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Erwartungen geknüpft hatte. War doch endlich die so heiß ersehnte 
Ermäßigung der Elbzölle eingetreten. Ja noch mehr! Der häufige 
lästige und zeitraubende Aufenthalt an den früheren zahlreichen Zoll- 
ämtern war fortgefallen; ein einziges Mal brauchte man nur noch 
für die Zollrevision in Wittenberge die Fahrt zu unterbrechen. Die 
Schiffahrt konnte somit weit schneller und regelmäßiger durchgeführt 
werden. Da nun aber die Verpflichtung zur Entrichtung des Zolles 
nur durch die Berührung des Zollamtes in Wittenberge begründet 
wurde, so war die oberhalb und unterhalb von Wittenberge gelegene 
Elbstrecke von jeder Zollabgabe befreit. Besonders für den böh- 
mischen und sächsischen Verkehr war dies in hohem Maße förderlich. 
Fast ein halbes Jahrhundert war somit erforderlich gewesen, um 
auf der Elbe die so lange ersehnten und unbedingt erforderlichen 
Zollerleichterungen herbeizuführen. 

Wie stand es aber mit der angestrebten und durchaus wünschens- 
werten Zentralisation der Verwaltung? Hatte man auch hier ähn- 
liche Verhältnisse geschaffen wie auf dem Rhein? Ehe wir darauf 
näher eingehen, wollen wir noch einmal kurz zusammenfassen, was 
im Laufe der Jahre für die einzelnen Zweige der Verwaltung ge- 
schehen war. 

Einmal hatte man nach für alle Staaten geltenden Grundsätzen 
die Verhältnisse der Schiffer und des Schiffahrtsbetriebes einheitlich 
geregelt. Die Schiffahrt auf der Elbe war für alle Nationen frei- 
gegeben worden, und die bestehenden Stapel- und Umschlagsrechte 
hatte man beseitigt (Elbschiff.- Akte; Add.- Akte). 1 ) Die Gilden, 

Innungen und damit verbundenen Privilegien der Schiffer waren auf- 
gehoben (Elb.-Akte), die Rang- und Beurtfahrten für alle Staaten 
einheitlich geregelt (Elb.-Akte, Add.-Akte), für das Verhältnis der 
Schiffsführer zu den Schiffsmannschaften einheitliche Normen auf- 
gestellt (Add.-Akte), und schließlich waren die Schiffs- und Schiffer- 
patente sowie die Dienstbücher der Mannschaften für den ganzen 
Strom gleichgestaltet (Add.-Akte; Rev.-Komm. von 1861). 

Inbetreff der Schiffahrts- und Strompolizei hatte man schon in 
der Elbakte einige einheitliche Bestimmungen getroffen, dann aber 
in der Additionalakte eingehende Vorschriften erlassen, nach denen 
jeder Staat die Strompolizei für sein Gebiet zu regeln sich ver- 
pflichtete. Die Handhabung erfolgte jedoch nicht überall gleich 
streng, so daß sich z. B. die Hamburg-Magdeburger Dampfschiff- 

*) Elb.-Akte = Schiffahrtaakte von 1821. Add.-Akte = Additionalakte von 
1844. Rev.-Komm. = Elbschiffahrtsrevisionskommissioü. 
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fahrtsgesellschaft noch im Jahre 1858 genötigt sah, wie aus einem 
diesbezüglichen Schreiben an die Ältesten der Magdeburger Kauf- 
mannschaft hervorgeht, bei ihren Fahrten auf den Dampfschiffen 
Polizeibeamte mitzunehmen zur Vermeidung und Rügung der häufigen 
Unregelmäßigkeiten. 

Inbetreff der Abgabenfrage hatte man schon auf dem Wiener 
Kongreß den Grundgedanken festgestellt, der für alle späteren 
Zeiten maßgebend sein sollte, nämlich bei Feststellung des Zolltarifs 
von dem Gesichtspunkt auszugehen, durch Erleichterung der Schiff- 
fahrt den Handel zu ermutigen. Aber wir haben gesehen, wie wenig 
gewisse Staaten dem nachzukommen sich bemühten. Der Interessen- 
gegensatz und die Uneinigkeit waren sogar so groß, daß eine der 
Revisionskommissionen sich deshalb auflöste. — Zuerst hob man die 
bestehenden Zölle auf und verwandelte sie in den sog. Elbzoll und 
die Rekognitionsgebühr, ließ jedoch den Stader Zoll bestehen (Elb.- 
Akte). Die Rekognitionsgebühr wurde dann wieder beseitigt, dafür 
aber der Elbzoll erhöht (Add.-Akte). Für den Verkehr zwischen 
einzelnen Staaten wurden dann durch besondere Staatsverträge einige 
Zollbefreiungen herbeigeführt und durch die Intervention Englands 
der Staderzoll abgelöst (1828, 1831, 1832 bzw. 1861). Schließlich 
wurden sämtliche Elbzölle bedeutend ermäßigt und auf einen einzigen 
Zoll für sämtliche Staaten reduziert und für eine weitere Ermäßigung 
ein festes Programm aufgestellt (Rev.-Komm. 1861). — In betreff 
der Zollerhebung hatte man schon in der Elbakte einheitliche Vor- 
schriften erlassen, diese dann wesentlich erweitert und den Verzicht 
Hannovers, Dänemarks und Mecklenburgs auf eine eigene Revision 
herbeigeführt (Add.-Akte). Schließlich zog man alle Zollämter ein 
und ließ für alle Staaten nur ein einziges in Wittenberge bestehen 
(Rev.-Komm. 1861; 1863). Die Vereinheitlichung der Zollerhebung 
hatte damit ihren Höhepunkt erreicht. Auch besondere Zollgerichte 
wurden bestellt und ihre Befugnisse für alle Staaten einheitlich nor- 
miert (Elb.-Akte u. Add.-Akte). 

Für die Stromregulierung schließlich hatte man ebenfalls schon 
auf dem Wiener Kongreß die Bestimmung getroffen, daß diese Auf- 
gabe der Uferstaaten sei. Da dies jedoch, obgleich es in der Elb- 
akte von neuem festgestellt war, von einzelnen Staaten nur wenig 
beachtet wurde, so gründete man die sog. Stromschaukommissiouen für 
die ganze Elbe, welche einheitliche Grundsätze für die Regulierung 
des Fahrwassers aufstellten (Add.-Akte). Durch die fünfte Revisions- 
kommission 1861 wurden dann ihre Befugnisse wesentlich erweitert 
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und zugleich sämtliche Pegel auf die Höhe eines Einheitspegels ab- 
gestimmt. 

Es war somit gelungen, in die am Anfang des Jahrhunderts so 
verworrenen und zerrissenen Verhältnisse des Elbstroms endlich System 
und Ordnung hineinzubringen, wenn auch erst nach langen, mühe- 
vollen Kämpfen. Zum Teil hatte man durch gemeinsame Beschlüsse 
für die ganze Elbe eine bestimmte Einrichtung getroffen wie Strom- 
schaukommission, Pegelnivellierung, endgültige Erledigung der Ab- 
gabenfrage usw., oder man hatte die Grundsätze festgestellt, nach 
denen bestimmte Angelegenheiten von den Staaten einheitlich geregelt 
werden sollten wie Schiffahrts- und Strompolizei, Zollgerichtsbarkeit, 
Stromregulierung usw. ln den Beschlüssen hatte man also die Ein- 
heitlichkeit herbeizuführen vermocht, nicht jedoch auch in ihrer Aus- 
führung und zwar deshalb, weil eine Zentralbehörde fehlte, die als 
oberste Instanz sämtliche Fäden der Verwaltung in sich hätte ver- 
einigen und die Aufsicht hätte führen können. Eine allen Ufer- 
staaten gemeinsame Zentralstelle hatte man allerdings in den sog. 
Revisionskommissionen geschaffen, welche diese Aufgabe hätten er- 
füllen können und müssen. Denn sie waren zu dem Zweck gegründet, 
„sich von der vollständigen Beobachtung der Konvention — Elb- 
akte — zu überzeugen, einen Vereinigungspunkt zwischen den Ufer- 
staaten zu bilden, um Abstellung von Beschwerden zu veranlassen, 
auch Veranstaltungen und Maßregeln zu beraten, welche nach neuerer 
Erfahrung Handel und Schiffahrt ferner erleichtern könnten.“ Die 
Erfüllung dieser Aufgabe wäre jedoch nur bei häufigerem Zusammen- 
tritt als bei dem für alle 5 Jahre beschlossenen möglich gewesen. 
Aber nicht einmal diese Bestimmung wurde eingehalten, denn nach 
der ersten Revisionskommission mußten bis zu ihrem nächsten Zu- 
sammentreten 13 Jahre vergehen, und auch die übrigen Kommissionen 
ließen sich nur durch die allerdringendsten Vorstellungen der Inter- 
essentenkreise zusammenbringen. War das Zusammenbringen der Kom- 
missionen schon mit so großen Schwierigkeiten verknüpft, wie viel 
weniger konnten dann ihre Verhandlungen etwas Ersprießliches zu- 
tage fördern. Bei den großen Interessengegensätzen und Meinungs- 
verschiedenheiten auf den ein durchaus dezentralisiertes Gepräge tragen- 
den Revisionskommissionen war eine einzige Zentralgewalt für alle 
Angelegenheiten des Stromes eine unbedingte Notwendigkeit. Das 
Fehlen einer solchen hatte sich besonders bei der Stromregulierung 
sehr störend bemerkbar gemacht. Die Durchführung des Korrektions- 
Werkes war vertragsmäßig festgestellt, aber man hatte es je nach 
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der Zahl der Uferstaaten und in diesen wiederum in viele Teile 
zerlegt und den einzelnen Regierungen den weitesten Spielraum 
gelassen sowohl in der Auffassung ihrer diesbezüglichen Verpflich- 
tungen wie in der Wahl der Mittel nach Zeit und Umfang. Zur 
Beseitigung dieses Mißstandes wurde von der Magdeburger Kauf- 
mannschaft an die Regierung die Forderung gerichtet: „Es möge 
zum Zweck eines ineinander greifenden Verfahrens bei Durchführung 
einer den vertragsmäßigen Bestimmungen entsprechenden Korrektion 
der Elbe und zur Erzielung besserer und erfolgreicherer Resultate 
den hohen Regierungen gefallen, sich über einen zusammen- 
hängenden Korrektionsplan für den ganzen inBetracht 
kommenden Lauf des Stromes zu verständigen, sich auch 
einem zu vereinbarenden Reglement für die Behandlung des 
Stromes im ganzen vertragsmäßig zu unterwerfen und eine 
allen Uferstaaten gemeinsame und verantwortliche 
Zentralstelle zu schaßen, welche die im übrigen den Territorial- 
regierungen zu überlassende planmäßige und rechtzeitige Durch- 
führung des Korrektionswerkes permanent überwache und zu- 
gleich alle Beschwerden und Wünsche der Schiflahrttreibenden ent- 
gegenzunehmen und darüber, soweit erforderlich, zur weiteren Ver- 
anlassung an die Regierungen zu berichten habe.“ Diese Forderung 
ist bis auf den heutigen Tag unerfüllt geblieben. Dafür hat aber 
Preußen eine sehr segensreiche Einrichtung getroßen. Im Jahre 1866 
wurde für die ganze preußische Elbe — seit 1868 auch für die 
hannoversche und seit 1876 auch für die lauenburgische — die sog. 
Elbstrombauverwaltung zu Magdeburg errichtet. Derselben 
untersteht die Verwaltung der Strom-, Schißahrts- und Hafenpolizei 
und das staatliche Bauwesen. Als Chef dieser Behörde fungiert der 
Oberpräsident der Provinz Sachsen; ihm ist zur Wahrnehmung der 
technischen Geschäfte ein Wasserbaurat als Elbstrombaudirektor bei- 
gegeben. Die ganze in Frage kommende Elbstrecke ist in 7 Teile 
zerlegt, in die sog. Wasserbauinspektionen, an deren Spitze je ein 
technisch gebildeter Wasserbauinspektor steht. Dadurch war eine 
Zentralstelle für die Verwaltung aller der Angelegenheiten ins Leben 
gerufen, welche sich auf die Erhaltung und Verbesserung der Schiß- 
barkeit beziehen, und zwar für die ganze Elbstrecke von der säch- 
sischen Grenze bis zur Seevemünde oberhalb Hamburgs, d. i. für 
über die Hälfte des gesamten schißbaren Elbstromes. 

Von allen Seiten wurde diese Einrichtung mit großer Freude 
begrüßt, denn man hoßte, daß die Verbesserung des Fahrwassern, 
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auf eine einheitliche und planmäßige Grundlage gestellt und von 
einer Zentrale geleitet, bald gute Fortschritte machen würde. Zu 
dieser Hoffnung wurde man berechtigt durch die Erfolge der für den 
preußischen Rhein bestehenden Strorabaudirektion, Uber welche die 
Altesten der Magdeburger Kaufmannschaft im Jahre 1865 schreiben: 
„Dort sind die Klagen des Schiffer- und Handelsstandes allmählich 
mehr und mehr verstummt, weil man regierungsseitig bemüht gewesen 
ist, durch eine einheitliche und energische Leitung der Strombauten 
nicht minder als durch Hergabe reichlicher Mittel zu ihrer gehörigen 
Ausführung eine ungefährliche und selbst bei so niedrigen Wasser- 
ständen, wie wir sie im letzten Jahre hatten, noch lohnender Weise 
zu nutzende Wasserfahrbahn herzustellen und zu erhalten.“ Der 
Jahresbericht spricht dann im Anschluß an die Gründung der Elb- 
Btrombauverwaltung die Hoffnung aus, daß die Zeit komme, die den 
solange von Mißständen mancherlei Art bedrückt gewesenen preußi- 
schen Schifferstand und die preußische Dampfschiffahrt, welche mehr 
als zwei Drittel des gesamten Elbverkehrs befördere, die lange er- 
littene Not vergessen lassen würden. Tatsächlich überwies die Staats- 
regierung nun auch ausreichende Geldmittel zu Korrektionszwecken, 
so daß die für notwendig erachteten Arbeiten rasch durchgeführt und 
eine wesentliche Verbesserung der Fahrstraße herbeigeführt werden 
konnte. 

Die ersehnte weitere Vereinheitlichung und Zentralisation der 
Verwaltung wurde jedoch nicht erreicht. Die Interessengegensätze 
der Uferstaaten waren zu groß, als daß man auf dem Wege von 
Verhandlungen hätte eine Einigung zustande bringen können. Diese 
blieb vielmehr den politischen Ereignissen Vorbehalten. 

Durch die Gründung des Norddeutschen Bundes im 
Jahre 1866 wurde „der Flößerei- und Schiffahrtsbetrieb auf den 
mehreren Staaten gemeinsamen Wasserstraßen und der Zustand der 
letzteren sowie die Fluß- und sonstigen Wasserzölle“ der Beauf- 
sichtigung und Gesetzgebung des Bundes unterstellt. *) Der bekannte 
Artikel 54 bestimmt dann, daß alle natürlichen Wasserstraßen zoll- 
frei sein sollten und Abgaben nur für die Benutzung besonderer 
Anstalten erhoben werden durften. Damit wurde jedoch die Be- 
freiung des Elbstromes von den Zöllen nur eingeleitet, denn Mecklen- 
burg und Anhalt widersetzten sich noch immer einer völligen Auf- 
hebung derselben. Da griff dann am 11. Juni 1870 die Bundes- 


*) Vgl. Art. IV, a der Verfassung. 
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gesetzgebung ein, verbot die Erhebung des Elbzolles vom 1. Juli ab 
und entschädigte die beiden Staaten für alle Zeiten mit einer Ab- 
findungssumme von 1 Million bezw. 85 000 Talern. Nachdem am 
22. Juni desselben Jahres die Aufhebung durch einen Staats vertrag 
mit Österreich bestätigt war, dürfen vom 1. Juli 1870 ab auf der Elbe 
von den Schiffen und deren Ladungen sowie von Flößen Abgaben 
nur für die Benutzung besonderer Anstalten erhoben werden, die zur 
Erleichterung des Verkehrs bestimmt sind. Damit hatte man den 
Elbverkehr endlich von der Last befreit, die ihn Jahrhunderte lang 
bedrückt und fast dem Niedergang entgegengebracht hatte. Der freien 
Entfaltung der Schiffahrt stand nun nichts mehr im Wege. Die 
Altesten der Magdeburger Kaufmannschaft schreiben dazu : „Ein alter 
Besch werdegrund, der sich durch alle unsere Jahresberichte zog, ist 
mit demselben — Elbzoll — zu Grabe getragen worden.“ Nachdem 
nun am 1. Januar 1889 die bis dahin ausländische Unterelbe dem 
Zollgebiet einverleibt ist, ist der ganze Elbstrom zu einem einheit- 
lichen Ganzen zusammengefaßt. An der Spitze steht das Deutsche 
Reich, welchem die Beaufsichtigung und Gesetzgebung hinsichtlich 
der SchiffahrtsaDgelegenheiteu obliegt. Diese wird ausgeübt durch 
den Reichskanzler. Bei Streitigkeiten öffentlich rechtlicher Natur 
zwischen mehreren Bundesstaaten entscheidet auf Anrufen des einen 
Teiles der Bundesrat. 

Das Streben nach einer Zentralisation der Verwaltung, welches 
wir bei der Entwicklung der Verhältnisse im Laufe des 19. Jahr- 
hunderts genau haben verfolgen können, ist somit schließlich ein 
erfolgreiches gewesen, allerdings nicht in dem Maße wie auf dem 
Rhein. Schon im Jahre 1804 hatten wir hier durch den Rhein- 
schiffahrtsoktroie eine neutrale Behörde, den Generaldirektor und die 
jährlich einmal zusammentretende Schiffahrtskommission mit dem Sitz 
in Mainz. Durch den Wiener Kongreß und die Rheinschiffahrtsakte 
von 1831 wurde, wenn auch keine Zentralverwaltung, so doch eine 
Zentralaufsichtsinstanz geschaffen in der Gestalt der Zentralkommission 
für die Rheinschiffahrt, welche allen Uferstaaten einen gleichmäßigen 
Einfluß auf die Regelung aller Angelegenheiten sicherte. Schließlich 
übernahm das Deutsche Reich für den deutschen Teil des Rheines 
die Aufsicht und Gesetzgebung, während für den ganzen Rhein immer 
noch die Zentralkommission tätig ist. Für die Elbe aber ist es nicht 
gelungen, ein derartiges Institut ins Leben zu rufen, obwohl dies in 
hohem Maße wünschenswert wäre. Die Leitung, Beaufsichtigung 
und der Vollzug der die Wasserstraße und den Wasserverkehr be- 
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treffenden Aufgaben ist auch heute noch Sache der Einzelstaaten. 
Diese sind jedoch hierbei stets an die oben erwähnten Verträge und 
Abmachungen gebunden, so daß die Einheitlichkeit derselben ge- 
sichert ist. 

Diese Verträge und Abmachungen entsprachen jedoch bald nicht 
mehr den Anforderungen, die mit dem Fortschreiten des ganzen 
Wirtschafts- und Rechtslebens an sie (gestellt wurden. „Unter dem 
allmählichen Wandel der Verkehrsverhältnisse, unter den wiederholten 
Abänderungen der Verträge, unter der Umgestaltung des deutschen 
Zollwesens, sowie des gesamten, den Schiffahrtsverkehr berührenden 
bürgerlichen und Strafrechts, endlich aber unter den tiefgreifenden 
Änderungen der inneren Gesetzgebung und der Verfassung Deutsch- 
lands“ *) waren jene Vereinbarungen unübersichtlich und unklar, zum 
Teil sogar unanwendbar geworden. Schon auf der sechsten und 
letzten Revisionskommission in Prag im Jahre 1870 hatte 
man das Bedürfnis nach einer Revision der Elbakte einstimmig aner- 
kannt. Die Königlich preußische Regierung übernahm damals unter 
allgemeinem Einverständnis die Aufstellung des Entwurfes für eine 
revidierte Akte, „welche, unter Beseitigung des älteren Vertrags- 
rechtes, alle maßgebenden Bestimmungen zusammenfassen sollte.“ *) 
Der Gang der politischen Ereignisse jener Zeit brachte jedoch die 
Vorarbeiten ins Stocken, bis dieselben, der Reichsverfassung gemäß, 
von dem Reichskanzler wieder aufgenommen und zu Ende geführt 
wurden. Der von dem Reichskanzler Fürst Bismarck vorgelegte Ent- 
wurf fand die Zustimmung des Bundesrates und wurde im Jahre 
1875 „als Vorschlag Deutschlands für die neue vertragsmäßige 
Regelung“ der österreich-ungarischen Regierung vorgelegt. Während 
die beiden Regierungen sich über die wichtigeren Fragen sehr bald 
einigten, zogen Meinungsverschiedenheiten über einige untergeordnete 
Punkte die Verhandlungen sehr in die Länge, so daß der Vertrag 
erst im Jahre 1880 von den beiderseitigen Bevollmächtigten in Wien 
unterzeichnet wurde. In dieser sog. „Revidierten Elbschiff- 
fahrtsakte“ sind zunächst sämtliche aufgehobenen oder veralteten 
Bestimmungen der früheren Verträge ausgeschieden. Im übrigen sind 
die noch gültigen Verabredungen „mit den Abänderungen, welche die 
Umgestaltung der allgemeinen Gesetzgebung und der politischen Be- 
ziehungen der deutschen Uferstaaten zueinander, sowie die Rücksicht 


*) Denkschrift zur revidierten Elbschiffahrtaakt«, Anlage zu den Verhand- 
lungen des Reichstages 1880, Aktenstück Nr. 95. 
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auf die Erleichterung und Befreiung des Verkehrs“ *) erheischten, in 
übersichtlicher und einfacher Form zusammengestellt Der Grund- 
satz der Freiheit der Schiffahrt für alle Nationen wurde in vollem 
Umfang aufrecht erhalten (Art. 1); aufgehoben dagegen wurde das 
früher bestehende Recht eines jeden Uferstaates den Verkehr zwischen 
Uferplätzen seines Gebietes seinen Untertanen allein Vorbehalten zu 
können, weil dieser Vorbehalt unvereinbar war mit dem in Art. 54 
der Verfassung ausgesprochenen Grundsatz der gleichmäßigen Zu- 
lassung und Behandlung der Kauffahrteischiffe sämtlicher Bundes- 
staaten auf allen natürlichen und künstlichen Wasserstraßen der 
einzelnen Bundesstaaten. 

Die Aufhebung der ausschließlichen Berechtigungen, Frachtfahrten 
auf der Elbe zu treiben, oder der aus solchen Privilegien hervorge- 
gangenen Begünstigungen, welche Schiffergilden oder anderen Kor- 
porationen oder Privatpersonen zugestanden hatten, brauchte nicht 
besonders hervorgehoben zu werden, denn die Gewerbeordnung hatte 
die ausschließlichen Gewerberechtigungen schon beseitigt und die 
Neuerwerbung oder Verleihung ausgeschlossen. Wenn man es trotz- 
dem tat (Art. 2), so ließ man sich von der Erwägung leiten, daß in 
Österreich zu jener Zeit derartige Exklusivrechte durch Gesetz aus- 
drücklich nicht beseitigt waren, dann aber wollte man jenes Recht, 
welches vertragsmäßig das Privilegienwesen abwehrte , von einem 
etwaigen Wechsel der Gesetzgebung in beiden Ländern unabhängig 
machen. Ebenso erneute man in Art. 3 die Bestimmung, daß alle 
Stapel- und Zwangsumschlagsrechte aufgehoben bleiben sollten. 

An die Stelle der zahlreichen Verabredungen und Abmachungen in 
den früheren Verträgen, welche die Erhebung und Bemessung der 
Zölle betrafen, trat der Art. 4 der revidierten Akte. Derselbe schließt 
sich mit seiner Bestimmung über die Freiheit von Abgaben, welche 
lediglich auf der Tatsache der Beschiffung beruhen, einmal an das 
Bundesgesetz über die völlige Beseitigung der Elbzölle vom 11. Juni 
1870 und den Vertrag mit Österreich vom 22. Juli 1870 an und 
ferner an das für die Bundesstaaten durch Art. 54 der Reichsver- 
fassung schon geltende Recht. Da der Art. 4 für die Annahme der 
Akte durch den deutschen Reichstag von großer Bedeutung wurde 
und auch heute noch für die Beurteilung der damaligen Stellungnahme 
der preußischen Regierung *) zur Abgabenfrage von Interesse ist, dürfte 


*) 8. o. Anmerkung S. 28. 

*) Preußen batte bekanntlich den Entwurf dieser Akte ausgearbeitet. 
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es sich empfehlen, denselben hier im Wortlaut der revidierten Elb- 
akte wiederzugeben. Derselbe lautet: 

„Auf dem Elbstrome darf eine Abgabe, welche sich ledig- 
lich auf die Tatsache der Beschiffung oder Flößung 
gründet, weder von den Schiffen oder deren Ladungen, noch von 
den Flößen erhoben werden. 

Eingangs- und Ausgangsabgaben dürfen von Waren, welche auf 
der Elbe ein- oder ausgehen, in nicht höherem Betrage erhoben 
werden, als beim Ein- oder Ausgang über die Landesgrenze. Die 
Zollpflichtigkeit der Waren tritt beim Überschreiten der Zollgrenze 
auf der Elbe in gleicher Weise ein, wie beim Überschreiten der 
Zollgrenze auf dem Lande. 

Im übrigen dürfen Angaben von Schiffen und Flößen nur für 
die Benutzung besonderer Anstalten, welche zur Er- 
leichterung des Verkehrs bestimmt sind, erhoben 
werden. Diese Abgaben dürfen die zur Unterhaltung und gewöhn- 
lichen Herstellung der Anstalten erforderlichen Kosten nicht über- 
steigen. Sie sollen fest bestimmt und zur Kenntnis des Publikums 
gebracht werden.“ 

Wir sehen, der Art. 4 enthält dieselben Grundsätze wie die 
Keichsverfassung, schließt sich zum Teil sogar an deren Wortlaut an. 

Die dann folgenden Bestimmungen über das Lotsenwesen, die 
Schiffs- und Schifferpatente, ihren Erwerb und Verlust, über die Elb- 
schiffahrtsgerichte entsprechen den in der Additionalakte und den 
Schlußprotokollen der Revisionskommissionen aufgestellten Grundsätzen 
ohne erhebliche Abweichungen (Art. 6 — 28). Die in der Additional- 
akte und dem Hamburger Schlußprotokoll getroffenen Vereinbarungen 
über die Verpflichtung der Uferstaaten zur Herstellung und Unter- 
haltung der Schiffbarkeit des Elbstromes und der Leinpfade sind 
ebenfalls unverändert in die revidierte Elbakte aufgenommen worden 
(Art. 29 — 32). Eine sachliche Abweichung ist nur in der Vereinbarung 
über eine Minimaltiefe für den ganzen schiffbaren Lauf der 
Elbe, d. h. bis Melnik hinauf und nicht wie vorher nur bis Tetschen, 
zu sehen und in einer weiteren Herabsetzung dieser Minimaltiefe. 
Ebenso hat man die Verabredung über die gegenseitige Mitteilung 
der erforderlichen und der ausgeführten Arbeiten am Strom erweitert. 
Die sog. Stromschaukommissionen, welche auf regelmäßigen Befah- 
rungen der Elbe die vorhandenen Mängel festzustellen und über ihre 
Beseitigung und Wirkung zu berichten hatten, wurden ebenfalls in 
vollem Umfang aufrecht erhalten (Art. 33, 34), weil sie sich sehr 
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gut bewährt hatten. Man sah jedoch davon ab, die Bestimmungen 
über den Zusammentritt der sog. Revisionskommission in die revi- 
dierte Akte aufzunehmen, da ihre Aufgaben für Deutschland mit den 
Aufgaben der verfassungsmäßigen Organe des Reichs zusammen- 
gefallen siud. — Bekanntlich hat die Reichsverfassung in Art. 4 
Ziff. 9 den Flößerei- und Schiffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten 
gemeinsamen Wasserstraßen und den Zustand der letzteren der Be- 
aufsichtigung seitens des Reiches und der Gesetzgebung desselben 
unterstellt. — Österreich gegenüber war somit das Reich an die Stelle 
der Uferstaaten getreten, und man hätte nur einen einzigen Ver- 
treter für sämtliche Staaten entsandt, was den Zusammentritt der- 
artiger Kommissionen überflüssig machte. 

Wir sehen, die sog. „Revidierte Elbschiffahrtsakte“ enthielt nur 
das, was im Laufe der Zeit abgeändert, fortgefallen und hinzugefügt 
war und zwar in zusammenhängender, einfacher und übersichtlicher 
Form. Sie brachte durchaus nichts Neues, abgesehen von einigen 
unwesentlichen Abweichungen, sondern stellte nur die Abmachungen 
zusammen, die im Laufe der Jahre von den einzelnen Uferstaaten 
gemeinsam getroffen worden waren, und ließ das fort, was sich in 
den veränderten Rechts- und Verkehrsverhältnissen als überflüssig 
und unzweckmäßig erwiesen hatte. 

Um so mehr muß es uns wundernehmen, daß die Revidierte 
Akte vom Reichstage, dem sie bald nach der Unterzeichnung vorlag, 
nicht angenommen wurde. Dies hat seinen Grund nicht etwa in der 
Akte und ihren Bestimmungen, denn mit der Akte als solcher be- 
schäftigte man sich im Reichstage kaum, sondern es entspann sich 
auf Grund des Art. 4 Abs. 2, wonach die Zollpflichtigkeit der Waren 
beim Überschreiten der Zollgrenze auf der Elbe in gleicher Weise 
eintreten sollte wie auf dem Lande, eine sehr lebhafte Debatte über 
die Auslandsqualität der Elbe. Die Erörterungen spitzten sich immer 
mehr zu einem Streit über staatsrechtliche Theorien zu, bei welcher 
Gelegenheit bekanntlich Bismarck eine seiner bedeutendsten staats- 
rechtlichen Reden hielt, so daß man schließlich die Elbakte ganz 
außeracht ließ. In der dritten Lesung wurde sie der Kommission 
zurück verwiesen und damit der Vergangenheit anvertraut. 

Trotz vielfacher Vorstellungen von seiten der Elbschiffahrts- 
interessenten wartet man heute immer noch auf eine neue Elb- 
schiffahrtsakte und im Zusammenhang damit auf einheitliche Be- 
stimmungen namentlich über die Strompolizei, die Untersuchung der 
Schiffe auf ihre Tüchtigkeit, die Vermessungen derselben sowie die 
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Schiffs- und Schifferpatente usw. usw. Die angestrebte Vereinheit- 
lichung der Verwaltung und die durchaus wünschenswerte Schaffung 
einer Zentralstelle, wie sie sich auf dem Rhein so gut bewährt hat, 
dürfte jedoch noch lange auf sich warten lassen. 


II. Kapitel. 

Die Entwicklung der Zollverhältnisse und Stellung der 
Uferstaaten zur Elbzollfrage. 

Nach den vorstehenden allgemeinen Erörterungen über die Ent- 
wicklung der Verwaltung des Elbstromes wollen wir im folgenden 
auf die Entwicklung der Zollverhältnisse auf der Elbe im einzelnen 
und auf die Stellung der Elbuferstaaten zu der Elbzollfrage noch 
etwas näher eingehen. 

Wir haben gesehen, daß außer einigen weitzurückliegenden die 
ersten Schritte zu einer gemeinschaftlichen Regelung des Elbzoll- 
wesens auf der Elbschiffahrtskommission getan wurden, die 
gemäß den Bestimmungen der Wiener Kongreßakte im Jahre 1819 
in Dresden zusammengetreten war. In der Wiener Schlußakte war 
bestimmt worden, einen einheitlichen Zolltarif für den ganzen Strom 
aufzustellen, der jedoch die gegenwärtig bestehenden Abgaben auf 
keinen Fall überschreiten dürfe. Es war somit zunächst Aufgabe 
der Kommission, die zu jener Zeit bestehenden Zölle sowie ihre Höhe 
zu ermitteln. Diese Ermittlung aber war mit großen Schwierigkeiten 
verbunden, denn einmal stammten die Zollrollen aus längst ver- 
gangener Zeit, waren für den damaligen Handelsverkehr vielfach 
veraltet und wurden von den betreffenden Beamten mit großer 
Willkür gehandhabt; dann aber waren sie zum großen Teil dem 
Publikum vollkommen unbekannt, weil nur wenige von ihnen im 
Druck erschienen waren. Eine Ermittlung der Tarife für sämtliche 
auf der Elbe verkehrenden Artikel war deshalb unmöglich. Man be- 
gnügte sich aus diesem Grunde damit, nur für diejenigen Waren die 
Tarife festzustellen, „welche nach vieljähriger Erfahrung bei dem 
Schiffahrtsverkehr auf dem Elbstrom in vorzüglichen Quantitäten 
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Vorkommen und den bedeutendsten Teil des Handels und der Schiff- 
fahrt ausmachen.“ *) Einem besonderen Ausschuß wurde die Auf- 
gabe zuteil, die auf der Elbe bestehenden Wassermautbtarife zu 
untersuchen , den höchsten Satz eines jeden einzelnen auszumitteln 
und auf einen gemeinschaftlichen Maßstab zu reduzieren. Als solchen 
wählte man für die Annahme des Gewichts den Zentner zu 110 Pfund 
Hamburger Gewicht und für die Höhe der Gebühren die Konventions- 
münze nach dem 20 Gulden-Fuß, den Taler zu 24 Groschen und 
den Groschen zu 12 Pfennigen. Die Durchschnittsätze der von den 
einzelnen Staaten im Jahre 1815 angewandten Zolltarife wurden 
danach, wie folgt, festgestellt. Es erhoben pro Zollzentner:®) 


Österreich auf 3 Zollstätten 

Sachsen „ 5 „ 

Preußen „ 15 „ 

Anhalt „ 4 „ 

Hannover »3 „ 

Mecklenburg „ 2 „ 

Dänemark „1 „ 


6 Sgr. 9 */, Pf. 
8 B 2 „ 
10 „ 8 */, „ 
5 „ 1 Va * 

2 „ 5 „ 


Auf der ganzen schiffbaren Elbe wurden nach dieser Berech- 
nung im Durchschnitt auf 33 Zollstätten für den hamburgischen 
Zentner insgesamt 1 Tlr. 11 Sgr. 1 */ 3 Pf. erhoben. Gemäß dem 
Art. 111 der Wiener Schlußakte sollte mau nun bei der Aufstellung 
des neuen Tarifs von dem Grundsatz ausgehen, den Handel zu er- 
muntern, indem man die Schiffahrt erleichtere. Die neuen Abgaben 
durften also auf keinen Fall höher sein als die bestehenden, konnten 
und mußten aber niedriger sein, wenn die Ermunterung des Handels 
und die Erleichterung der Schiffahrt dies erfordern sollten. Letzteres 
Erfordernis war aber unzweifelhaft gegeben, denn jener oben er- 
mittelte Durchschnittssatz konnte von einer großen Anzahl von 
Waren ohne eine bedeutende Unterdrückung ihres Verkehrs nicht 
getragen werden. Die Vertreter der einzelnen Staaten beschlossen 
deshalb eine Ermäßigung der Abgaben durchzuführen. Zunächst 
machte Österreich den Vorschlag, man möchte im Hinblick auf den 
Rheinoktroi, der für ungefähr dieselbe Strecke 12 Sgr. aufwärts und 
8 Sgr. abwärts betrug, d. i. ungefähr ein Drittel der durchschnittlich 
auf der Elbe erhobenen Abgaben, die Zölle ermäßigen, welche im 


‘) Elbzölle (Aktenstücke und Nachweise) Leipzig 1860. 

*) Kr i eie, Regulierung der Elbschiffahrt, S. 52. 
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Verhältnis am höchsten seien — also besonders die Österreichischen 
und Sächsischen — , die dagegen wenig oder gar nicht vermindern, 
welche schon einen niedrigen und mäßigen Tarif hätten. „Man möge 
dann mit Aufhebung aller bisher bestandenen Transito-, Lizent-, 
Akzise- oder anderen derlei Gebühren künftighin nach Verhältnis 
der 1815 bestandenen Erbebungsämter den Tarif in allen Uferstaaten 
auf den Satz desjenigen zurückführen, dessen Tarif dermalen der 
mäßigste sei.“ Dieser Staat war Dänemark, welches an dem Zoll- 
amt Lauenburg einen Durchschnittssatz von 7 Pfg. pro Zentner 
erhob. Danach hätte sich der Tarif folgendermaßen gestaltet: 


Österreich 

auf 

3 Zollstätten 

i 

Sgr. 

9 Pfg. 

Sachsen 

n 

5 

n 

2 


11 

n 

Preußen 

n 

15 

n 

8 


9 

n 

Anhalt 

n 

4 

n 

2 

» 

4 

n 

Hannover 

»> 

3 

w 

1 

n 

9 

n 

Mecklenburg 


2 

» 

1 

n 

2 

n 

Dänemark 

n 

I 

n 


w 

7 

n 


Für die gesamte Elbstrecke hätte nach jenem Vorschlag 
der Zoll auf 33 Zollstätten pro Zentner 19 Sgr. 3 Pfg. be- 
tragen gegenüber dem früheren Satz von 1 Tlr. 11 Sgr. 1 2 / s Pfg. 
Eine Erleichterung hätte dieser Vorschlag somit der Schiffahrt un- 
bedingt gebracht, wenn auch der Zoll an sich noch ziemlich hoch 
und von dem Rheinoktroi noch sehr weit entfernt war. Auf der 
anderen Seite brachte er auch den Uferstaaten keine Nachteile, denn 
unzweifelhaft würde sich durch die Ermäßigung des Zollsatzes der 
Handel neubelebt und der Verkehr sich bedeutend vermehrt haben, 
so daß durch die größere Quantität der zu verzollenden Gegenstände 
dor durch die Herabsetzung des Tarifes zu erwartende Einnahme- 
ausfall vollkommen ausgeglichen worden wäre. 

Im Prinzip wurde diesen Vorschlägen deshalb auch von allen 
Seiten zugestimmt und zwar von Österreich und Sachsen bedingungs- 
los, von Preußen nur unter der Bedingung, daß ihm noch eine Zu- 
lage von 3 Pfg. insgesamt pro Zentner „als Ersatz für diejenigen 
Entschädigungen zu erheben überlassen werde, welche diejenigen 
Privatzollberechtigten in Anspruch nehmen und selbst vor Gericht 
gegen den Fiskus geltend machen können, deren Hebungen in den 
Berechnungen der Dresdener Kommission nicht berücksichtigt worden 
sind.“ Hannover jedoch lehnte den Vorschlag rundweg ab, mit der 
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Erklärung, der von der Kommission berechnete Durchschnittssatz sei 
höchst ungenau und würde bedeutende Einnahmeausfälle mit sich 
bringen, es könne dem Vorschläge nur dann zustimmen, wenn der 
Einheitssatz für seine drei Zollämter auf je 10 Pfg. festgesetzt würde. 
Anhalt wiederum erklärte sich mit dem Vorschläge einverstanden, 
wenn von sämtlichen nach Anhalt kommenden oder aus Anhalt ab- 
fahrenden Transporten außer den vorgeschlagenen 7 Pfg. nirgendswo 
irgend eine andere Abgabe erhoben werde. Mecklenburg schließlich 
verlangte, man solle seinen Kornzoll unberührt lassen; dasselbe tat 
Dänemark. 

Ferner erklärten sich sämtliche Staaten damit einverstanden, 
eine sog. Rekognitionsgebtthr von der Ladungsfähigkeit der Fahrzeuge 
nach dem Eichanschlage zu erheben und zwar zum Ersatz der früher 
von den Fahrzeugen erhobenen Zölle und der sog. Akzidentien. 

Wir sehen, sämtliche Uferstaaten mit Ausnahme Hannovers be- 
fürworteten eine Herabsetzung der Zölle im Interesse des Handels 
und Verkehrs auf der Elbe; einige knüpften jedoch an ihre Zu- 
stimmung zu dem Vorschläge Österreichs Bedingungen, die die Ein- 
heitlichkeit und Gleichmäßigkeit des Zolltarifs in hohem Maße ge- 
fährdeten. Aus diesem Grunde setzte man einen neuen Ausschuß 
ein , welcher die Erklärungen der Uferstaaten über den künftig 
auf der Elbe einzuführenden Tarif untersuchen, vergleichen und zu- 
sammenstellen sollte. 

Auf den Bericht dieses Ausschusses hin erklärte sich Österreich 
mit dem für seine Zollämter in Vorschlag gebrachten Satz von 1 Sgr. 
9 Pfg. einverstanden, ebenso Sachsen mit dem von 5 Sgr. 3 Pfg., 
ebenso Anhalt mit dem von 2 Sgr. 8 Pfg. unter den obigen Be- 
dingungen und ebenfalls Preußen mit dem von 13 Sgr. unter 
Fortfall der oben aufgestellten Bedingungen. Hannover erklärte 
zuerst von seiner Forderung von 30 Pfg. für seine 3 Zollämter 
nicht abgehen zu können, war aber dann mit einer Herabsetzung 
um 4 Pfg. einverstanden, wenn dieser Ausfall durch die Rekognitions- 
gebühr gedeckt würde. Der Zollsatz für Hannover wurde deshalb 
auf 2 Sgr. 6 Pfg. festgesetzt. Die größten Schwierigkeiten bereiteten 
Dänemark und Mecklenburg. Beide sahen in dem Zollsatz von 7 
resp. 8 Pfg. keinen Ersatz für ihren Kornzoll und wollten bei Weg- 
fall desselben auf den Vorschlag nicht eingehen. Um nun das Einigungs- 
werk hierdurch nicht zu gefährden, gaben die übrigen Staaten nach 
und setzten im Einverständnis mit Dänemark und Mecklenburg die 
Zollsätze für ersteres auf 7 Pfg. und einen provisorischen Zuschlag 

3» 
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von 1 Pfg., fiir letzteres auf 1 Sgr. 4 Pfg. und einen solchen von 
4 Pfg. fest. Interessant ist jedoch die Bedingung, welche die übrigen 
Staaten an dieses Zugeständnis knüpften. Sie behielten sich nämlich 
eine Herabsetzung durch eine spätere Revisionskommission vor, wenn 
diese durch die Erfahrung die Dänemark und Mecklenburg zuge- 
standenen Sätze zu hoch finden sollte; ja die beiden Staaten mußten 
sich sogar verpflichten, wenn sich durch die neue Einnahme eine un- 
rechtmäßige Vergrößerung derselben gegen früher zeigen sollte, diesen 
Überschuß zurückzuzahlen. Dieser Vorbehalt findet seine Begründung 
darin, daß gemäß Art. 111 der Wiener Schlußakte die Kommission 
zwar den Uferstaaten ihre rechtmäßigen Einkünfte tunlichst erhalten, 
aber nie zulassen sollte, daß sie durch den neuen Tarif eine unbe- 
rechtigte Bereicherung erführen. 

Der infolge dieser Verhandlungen schließlich festgestellte Elb- 
zolltarif ist in dem Art. 9 der Elbschiffahrtsakte niedergelegt worden. 
Dieser lautet wie folgt: 

„Von Melnik bis Hamburg soll überhaupt nicht mehr als 
siebenundzwanzig Groschen und sechs Pfennig Kon- 
ventionsmünze für den Zentner Bruttogewicht erhoben werden, 
und zwar von: 


1. Österreich auf 2 Zollstätten 1 Sgr. 9 Pfg. 


2. 

Sachsen 

n 

2 

Y) 

5 

O’ 

* 3 „ 

3. 

Preußen 

n 

2 

n 

13 


4. 

Anhalt 

n 

3 

n 

a 

yi 9 n 

5. 

Hannover 

n 

2 

V 

2 

w 6 „ 

6. 

Mecklenburg 

n 

2 

Y ) 

1 

i) 8 n 

7. 

Dänemark 

Yi 

1 

11 

— 

ii 8 „ 






Sa. 27 Sgr. 6 Pfg. 





= 

1 Tlr. 

3 Sgr. 6 Pfj 


Von den bisherigen 35 Zollämtern wurden somit 21 eingezogen 
und an den 14 bestehen bleibenden — Aussig und Niedergrund ad 1 ; 
Schandau und Strehla ad 2; Mühlberg und Wittenberge ad 3; 
Coswig, Roßlau, Dessau ad 4; Schnakenburg und Bleckede ad 5; 
Dömitz und Boitzenburg ad 6 ; Lauenburg ad 7 — zusammen 27 Sgr. 
6 Pfg. vom Zentner Bruttogewicht erhoben. 

Die Regulierung der oben erwähnten Rekognitionsgebühr fand 
keine erheblichen Schwierigkeiten. Die einzelnen Regierungen er- 
kannten an, daß die Sätze hierfür nur mäßig angesetzt werden dürften, 
und zeigten sich deshalb höchst entgegenkommend. Zur Erhebung 
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der Gebühr teilte man die Fahrzeuge je nach ihrer Ladungsfähigkeit 
in 4 Klassen ein und zwar in die erste Klasse zu unter 10 Ham- 
burger Last (die Last zu 4000 Pfd.), in die zweite zu 10 — 25 Last, 
in die dritte zu 25 — 45 Last und in die vierte ' zu 46 Last und 
darüber. Die Höhe der Abgabe setzte man für die ganze Stromlänge, 
wie folgt, fest: 

Klasse I — 20 t 1 ) . . . . 3 Rtlr. 16 Sgr. 

„ II 20—50 t 7 „ 20 „ 

„ III 60—90 t 11 „ 12 „ 

„ IV 90 t u. mehr .... 14 „ 16 „ 

Von diesem Tarif der Rekognitionsgebühr erhoben nun die einzelnen 
Uferstaaten für die ihnen unterstehende Elbstrecke: 



Klasse I 

Klasse 11 

Klasse LH 

Klasse IV 

1. Sachsen 

8 Sgr. 

16 Sgr. 

1 Tlr. — 

1 Tlr. 8 Sgr. 

2. Preußen 





a) Mühlberg 

8 Sgr. 

16 Sgr. 

1 Tlr. — 

1 Tlr. 8 Sgr. 

b) Wittenberge 

1 Tlr. — 

2 Tlr. — 

3 Tlr. — 

4 Tlr. — 

B. Anhalt 

4 Sgr. 

8 Sgr. 

12 Sgr. 

16 Sgr. 

4. Mecklenburg 

1 Tlr. — 

2 Tlr. — 

3 Tlr. — 

4 Tlr. — 

5. Hannover 

- 8 Sgr. 

— 16 Sgr. 

1 Tlr. — 

1 Tlr. 8 Sgr. 

6. Lauenburg 

— 12 Sgr. 

1 Tlr. 12 Sgr. 

2 Tlr. — 

2 Tlr. — 

ganze Elbe: 

3 Tlr. 16 Sgr. 

7 Tlr. 20 Sgr. 

11 Tlr. 12 Sgr. 

14 Tlr. 16 Sgr. 


Fahrzeuge ohne Ladung zahlten überall nur ein Viertel des vor- 
stehenden Tarifes. 

Diese Rekognitionsgebühr sollte, wie oben erwähnt, einen Ersatz 
für die fortgefalleuen Akzidenzien und für sonstige Einnahmen bieten, 
wie dies von einzelnen Staaten ausdrücklich verlangt war. 

Das Ergebnis dieser Verhandlungen war somit kurz folgendes. 
Eine Herabsetzung des Elbzolles an sich hatte stattgefunden und zwar 
um ungefähr 7 */* Sgr., aber diese Ermäßigung wurde zum Teil 
wieder durch die Rekognitionsgebühr ausgeglichen, welche den pro 
Zollzentner zu zahlenden Betrag wesentlich erhöhte. Dann kommt 
hinzu, und dies dürfte das Wesentlichste sein, daß die Zölle von nun 
an viel strenger erhoben wurden als früher. Es war nicht mehr 
möglich, unter der Hand sich um die volle Höhe der Abgabe herum- 


•) t = 1000 kg. 
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zudrücken, wie dies nach Krieles Ausführungen früher häufig ge- 
schehen war, sondern das Gewicht der Waren wurde genau ermittelt 
und danach die Höhe der Abgabe streng eingefordert. Es war somit 
durch diese äußerliche Herabsetzung der Abgaben für die Praxis nur 
eine ganz geringe Erleichterung herbeigeführt worden. Der Grund 
hierfür liegt in der eine durchgreifende Herabsetzung schroff ab- 
lehnenden Haltung der drei unteren Elbuferstaaten, Hannover, Däne- 
mark und Mecklenburg, welche hinter ihrem finanziellen Interesse alle 
übrigen Erwägungen zurücktreten ließen. 

Da es sich aber, wie oben angeführt, bei den Berechnungen der 
Kommission um die Feststellung der durchschnittlichen Höhe der 
Abgaben gehandelt hatte, indem man nur die Waron heranzog, die in 
besonders großen Quantitäten auf der Elbe verschifft wurden, und 
da der neue Tarif nach jenen Durchschnittsberechnungen aufgestellt 
war, so konnte er naturgemäß nicht für alle Waren Gültigkeit haben. 
Es war deshalb erforderlich, den Tarif für einzelne Waren herabzu- 
setzen, „um die innere Industrie und die Ausfuhr der Landesprodukte 
zu befördern, zugleich auch den Verkehr der ersten Lebensbedürf- 
nisse zu begünstigen , und mehrere Gegenstände von großem Ge- 
wicht und geringem Wert zu erleichtern.“ 1 ) Zu diesem Zweck teilte 
man den Normaltarif in 6 Klassen ein. In der ersten wurde der 
volle Elbzoll erhoben , d. s. pro Zentner 1 Rtlr. 3 Sgr. 6 Pfg. ; in der 
zweiten 1 j i des vollen Satzes, d. s. 6 Sgr. 10 7 a Pfg-, in der dritten x / 6 
des vollen Satzes, d. s. 6 Sgr. 6 Pfg.; in der vierten 1 / l0 des vollen 
Satzes, d. s. 2 Sgr. 9 Pfg.; in der fünften x / a o des vollen Satzes, d. s. 
1 Sgr. 4 */, Pfg. ; in der sechsten 7*o d es vollen Satztes, d. s. 8 7« Pfg- 

Diese Bildung verschiedener Tarifklassen mußte, da die in den- 
selben zugestandenen Ermäßigungen sehr erheblich sind, von größtem 
Vorteil für den Warenverkehr, sowie für die wirtschaftliche Lage der 
an ihm interessierten Länder sein. Aber ein Blick auf die den 
einzelnen Klassen zugeteilten Waren lehrt das Gegenteil. 

In der sechsten Klasse (7 10 ), in welcher der Zollsatz pro Zentner 
8 7< Pfg- betrug, finden wir fast ausschließlich minderwertige Güter 
wie Pflastersteine, Sandsteine, Kies, Sand, Ton, Töpfererde, gebrannte 
Ziegel, grobe Steinwaren, dann Dünger, Steinkohlen usw. usw. Alles 
Gegenstände, welche bei großem Volumen und Gewicht einen ganz 
geringen Wert repräsentieren und deshalb den vollen Zoll niemals 
hätten tragen können. Für diese Waren war eine bedeutende Zoll- 


*) Art. 10 der Elbakte. 
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ermäßiguog ganz selbstverständlich, wenn man ihre Beförderung auf 
der Elbe nicht unmöglich machen wollte, und verdient deshalb kaum 
eine Erwähnung. 

Nicht viel anders verhält es sich mit den Waren der fünften 
Tarifklasse ( V t0 ) mit einem Zollsatz von 1 Sgr. 4 l /, Pfg. Auch hier 
handelt es sich zum großen Teil um Gegenstände, die im Verhältnis 
zu ihrem Gewicht einen geringen Wert repräsentieren, wie Gips, 
Kalk, Rohr, Stroh, Busch aller Art, Gras, Heu, Braunkohlen usw. 
Eine Ausnahme machen hier einige landwirtschaftliche Produkt wie 
frisches Obst und Gemüse, die jedoch nur in sehr geringen Quanti- 
täten auf der Elbe versandt wurden. 

Dasselbe Mißverhältnis finden wir in der vierten Tarifklasse 
(*/ J0 ) mit 2 Sgr. 9 Pfg. Auch in dieser Klasse stellen die minder- 
wertigen Güter, wie altes Eisen, Steingeschirr und gemeine Töpfer- 
waren, Brennholz, Knochen usw. das Hauptkontingent, während die 
höherwertigen Güter, wie Eier, Milch, Butter, Käse für den Verkehr 
kaum in Betracht kommen. 

Zu der dritten Tarifklasse (*/ 6 ) mit 5 Sgr. 6 Pfg. pro Zollzentner 
gehören ausschließlich Holzsorten und grobe Holz- und Böttcher- 
warcn , also auch wiederum Gegenstände von geringem Wert bei 
hohem Gewicht, für die eine Ermäßigung ganz selbstverständlich war. 

Schließlich kommt noch die zweite Tarifklasse (*/ 4 ) mit 6 Sgr. 
10 V* Pfg- in Betracht, der die größte Anzahl von Waren angehört. 
Hier finden wir zunächst landwirtschaftliche Produkte aller Art, dann 
unterirdische Bodenerzeugnisse, sowie einige militärische Industriepro- 
dukte wie Bomben, Kanonen, Kugeln, Lafetten usw., ferner Salz, Mineral- 
wasser und schließlich einige völlig minderwertige Gegenstände. 

Damit ist die Reihe derjenigen Waren, für weiche Zollermäßigungen 
zugestanden waren, erschöpft. Es waren also zum Teil völlig minder- 
wertige, zum Teil solche Gegenstände, deren Quantitäten für den 
Elb verkehr kaum in Betracht kamen. Alle anderen Artikel, die den 
Hauptgegenstand des Verkehrs auf der Elbe bildeten, mußten den 
vollen Elbzoll entrichten; dies trifft besonders für die zur Ge- 
wohnheit gewordenen ausländischen Verzehrungsgegenstände zu, wie 
Kaffee, Tee, Kakao, Zucker, Reis, Tabak, Heringe usw., dann aber 
auch für wichtige Rohstoffe wie namentlich rohe Bomwolle und 
Häute und Pelle. 

Man ist deshalb zu der Annahme berechtigt, daß die relativ 
minderwertigen Gegenstände aus dem Grunde den untersten Tarif- 
klassen zugeteilt wurden, weil man ihren Verkehr von der Elbe nicht 
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verdrängen und damit nicht sich selbst finanziell schädigen wollte. Für 
diejenigen Waren jedoch, bei denen wegen ihres relativ hohen Wertes 
und der dringenden Nachfrage eine solche Verdrängung nicht zu be- 
fürchten war, erhob man den Elbzoll zum vollen Satze, eben weil er 
eine reiche Einnahmequelle bildete, die man sich nicht entgehen lassen 
wollte. Von einer Herabsetzung des Tarifes für einige Waren, „um 
die innere Industrie und die Ausfuhr der Landesprodukte zu befördern, 
zugleich auch den Verkehr der ersten Lebensbedürfnisse zu be- 
günstigen“, ist herzlich wenig zu bemerken. Nicht Erwägungen volks- 
wirtschaftlicher Natur gaben den Ausschlag bei der Aufstellung der 
Tarifklassen, sondern selbstsüchtige, rein finanzielle. Daß bei Be- 
folgung derartiger Grundsätze die Erleichterung der Elbschiffabrt von 
dom Druck der Zölle nur eine ungenügende sein konnte, liegt auf 
der Hand. 

Die Verhandlungen zwischen den Uferstaaten auf den alsbald 
folgenden Revisionskommissionen brachten hierin zunächst nur geringe 
Veränderungen. 

Die erste Revisionskommission von 1824 lehnte die für 
eine Herabsetzung der Zölle gemachten Vorschläge Österreichs und 
Preußens ab und führte nur einige unwesentliche Ermäßigungen für 
einzelne Waren ein. In der untersten Tarif klasse gingen so gut wie 
gar keine Ermäßigungen vor sich ; man teilte ihr nur noch einige 
andere völlig minderwertige Gegenstände zu, wie Glas- und Topf- 
scherben (!), Kalkstein usw. In die fünfte Tarifklasse versetzte man 
Brennholz, welches nach den Beweisen Österreichs für alle Holzarten 
durch den neuen Tarif gegen früher wesentlich höher belastet war, 
dann Zichorienwurzel, Nüsse aller Art, Stuhlrohr, Seegras, Wein- 
trauben usw. Wiederum alles Gegenstände, die für den Transport 
auf der Elbe nur in ganz geringem Maße in Betracht kamen. Bau- 
und Nutzholz wurde in die vierte Tarifklasse versetzt, eben wegen 
der offensichtlichen Mehrbelastung gegen früher. Die in die dritte 
Klasse versetzten Güter kommen überhaupt nicht in Betracht, ebenso- 
wenig diejenigen, welchen die Ermäßigungen der zweiten Klasse zu- 
gestanden waren. Es haudelte sich dort um gedörrte Früchte, leere 
Kisten und Kasten, hier um grobe Eisen und Glaswaren, unver- 
arbeitetes Horn, Teer usw. 

Die auf der ersten Revisionskommission erlassenen Ermäßigungen 
beschränkten sich also auf Gegenstände, die für den Verkehr auf 
der Elbe nur eine geringe Rolle spielten, sind somit untergeordneter 
Bedeutung. Abgesehen von unbedeutenden Veränderungen der Re- 
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kognitionsgebühr hatte diese Revisionskommission kein Ergebnis. Die 
Schuld daran trugen Dänemark, Hannover und Mecklenburg, welche 
die von den übrigen Staaten unterstützten Ermäßigungsanträge Öster- 
reichs und Preußens als ihre Interessen zu sehr schädigend abge- 
lehnt hatten. 

Man mußte deshalb, wie wir oben gesehen haben, durch beson- 
dere Übereinkünfte die größten Härten der Abgabenerhebung zu mildern 
suchen. Es waren dies die oben erwähnten Verträge zwischen Preu- 
ßen und den Anhaitinischen Herzogtümern in den Jahren 1828 bzw. 
1831, welche die Abgabenerhebung von dem Schiffsverkehr der beider- 
seitigen Untertanen untereinander wie mit dem Auslände aufhoben, 
und der auf Anlaß des Zollvereins zwischen Preußen und Sachsen 
im Jahre 1833 geschlossene Vertrag, durch den die Höhe der Ab- 
gaben von dem Verkehr der beiden Länder untereinander wie mit 
dem Auslande wesentlich reduziert wurde. Diese Erleichterungen 
standen aber, wie oben erwähnt, mit der Elbakte als solcher in 
keinem näheren Zusammenhang. 

Dann kamen die Eisenbahnen und mit ihnen, wie oben ausge- 
fdhrt, die Furcht vor schweren Schädigungen der Elbschiffahrt. Die 
Folge der sich immer mehr häufenden Klagen war das Zusammen- 
treten der zweiten Elbschiffahrtsrevisionskommission 
in Dresden im Jahre 1842. 

Wir haben oben gesehen, daß die Verhandlungen dieser Kom- 
mission wichtige Veränderungen in allen Fragen des Elbstromes 
brachten. Sie sind deshalb für die Untersuchung der Stellungnahme 
der Elbuferstaaten zur Zollfrage von ganz besonderer Bedeutung. 
Auch hier war man sich über die Notwendigkeit einer Ermäßigung 
der Abgaben vollkommen einig, stritt sich jedoch um zwei für deren 
Durchführung vorhandene Möglichkeiten, und zwar darum, ob man 
durch eine Herabsetzung des Normalsatzes oder durch eine Um- 
tarifierung der einzelnen Gegenstände die erforderlichen Erleichterungen 
herbeiführen sollte. 

Österreich schlug die erste Möglichkeit vor und fand hierfür bei 
Sachsen, Hamburg und Lübeck — letzteres entsandte wegen des 
gemeinschaftlichen Besitzes des au der Elbe belegenen Amtes Berge- 
dorf von jetzt an auch einen Bevollmächtigten — rege Unterstützung. 
Man wies nachdrücklich darauf hin, daß alle übrigen Staaten zum 
Teil direkt — d. h. finanziell — , zum Teil indirekt — d. h. kommer- 
ziell — Vorteile aus dem Elbverkehr zögen. Für Österreich träfe 
jedoch nichts von beidem zu; es habe keinen finanziellen Vorteil aus 
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der Elbschiffahrt erlangt, weil seine Einnahmen aus der Zollerhebung 
nicht einmal zur Erhaltung des Stromes hinreichten, und keinen kom- 
merziellen Vorteil, weil der böhmische Verkehr auf der Elbe durch 
die hohen Gebühren fast gelähmt sei. Wie verkehrt der Tarif sei, 
gehe daraus hervor, daß der Zoll bei vielen wichtigen Handelsartikeln 
bis zu 50 % ihres Wertes betrage. Hamburg und Lübeck unter- 
stützten diese Ausführungen mit dem Hinweis darauf, daß eine Er- 
leichterung des böhmischen Verkehrs für die übrigen Staaten deshalb 
nur eine ganz geringe Gefahr eines Verlustes an Zolleinnahmen mit 
sich brächte, weil der böhmische Transitverkehr nur ca. 1 % des 
Gesamtverkehrs betrüge. Gleichwohl lehnten sämtliche übrigen Staaten 
diesen auf eine Herabsetzung des Normaltarifs hinzielenden Antrag 
Österreichs ab. Preußen hielt den Beweis für eine Behinderung des 
Verkehrs für nicht erbracht, erklärte sich jedoch mit Ermäßigungen 
für einige Artikel einverstanden. Dem schlossen sich Anhalt, Hanno- 
ver, Mecklenburg und Däuemark an, letztere drei Staaten mit der 
Begründung, daß der Einnahmeausfall für sie so bedeutend werden 
würde, daß die Einnahmen nicht zur Unterhaltung des Fahrwassers 
ausreichen könnten. Wie unberechtigt diese Behauptung war, geht 
aus der Tatsache hervor, daß die Zolleinkünfte dieser drei Staaten 
fast 4 / 5 der Gesamteinnahmen aller Uferstaaten aus den Elbzöllen 
ausmachten, daß sich aber das Fahrwasser bei ihnen in einem kläg- 
lichen Zustande befand. Der Grund ihrer Ablehnung bestand viel- 
mehr in dem rein egoistischen Bestreben, die für ihre Finanzen so 
bequeme Einnahmequelle aus dem Elbverkehr nicht verlieren zu 
wollen. Mit der durch eine Umtarifierung der einzelnen Waren zu 
erreichenden Erleichterung waren sie jedoch, wie erwähnt, einver- 
standen, und auch Österreich und die übrigen Staaten gaben schließ- 
lich nach und schlossen sich dem an. Bei den alsdaon hierüber 
beginnenden Verhandlungen waren es Österreich und die Hansestädte 
wiederum, welche die weitgehendsten Forderungen stellten. Sie ver- 
langten ausdrücklich die Ermäßigung für solche Artikel, welche den 
Hauptgegenstand des Verkehrs bildeten und einer Erleichterung am 
dringendsten bedurften, indem sie zugleich darauf hinwiesen, daß die 
bestehenden Ermäßigungen vollkommen wertlos seien. Wollte man 
dies Verlangen erfüllen, so mußten naturgemäß einige Staaten auf 
gewisse Einnahmen verzichten. Damit aber stieß man wiederum auf 
den Widerstand der unteren Elbuferstaaten, welche aus rein finanziellen 
Gründen diese Vorschläge ablehnten. Genaue Berechnungen des 
Hamburgischen Bevollmächtigten über die übermäßige Belastung 
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vieler Artikel erklärten sie für falsch. Dafür stellten sie selbst eine 
sehr ungenaue Berechnung auf, nach der ihnen im Falle der Annahme 
jener Vorschläge bedeutende Einnahmeausfalle erwachsen würden. So 
ging es hin und her, der eine warf dem anderen Fehler und Unge- 
nauigkeiten vor und umgekehrt. Diese Verhandlungen entbehren 
daher nicht den Anstrich einer gewissen Lächerlichkeit, besonders 
wenn man sieht, wie um zum Teil ganz unbedeutende Waren ge- 
rechnet und gehandelt wurde. Hätte es da wundernehmen können, 
wenn man die Lust zu wei eren Besprechungen verloren und die Ver- 
handlungen abgebrochen hätte! Daß es nicht dazu kam, ist dem 
Umstande zu verdanken, daß andere wichtige Abmachungen getroffen 
werden sollten, an deren Zustandekommen sämtliche Staaten in gleich 
hohem Maße interessiert waren. Hamburg und die oberen Elbufer- 
staaten gaben deshalb wiederum nach mit der Hoffnung auf spätere 
Revisionskommissionen und stimmten den geringfügigen Ermäßigungs- 
vorschlägen der unteren Elbuferstaaten zu. Diese wurden dann end- 
gültig in die Additionalakte aufgenommen. Ihre Bedeutung war aber 
ebenso gering wie die früheren. Die besonders für den Elbverkehr 
in Betracht kommenden Artikel verblieben in der ersten Zollklasse, 
waren somit nach wie vor durch die Elbzölle schwer belastet. Interes- 
sant ist, daß Eisenbahnschienen in die zweite Klasse versetzt wurden, 
obgleich dies den bisherigen Grundsätzen widersprach, nach denen 
man von derartigen Waren, welche auf die Elbe angewiesen waren, 
möglichst hohe Einnahmen einzuziehen getrachtet hatte. Bei diesem 
Artikel hatte sich aber der Versand auf der Elbe zum Normalzoll- 
satze als unmöglich erwiesen, er wurde deshalb von Mecklenburg, 
Dänemark und Hannover auf dem Verordnungswege in die zweite 
Zollklasse versetzt. Im übrigen ist die Feststellung von den Ver- 
änderungen in der Tarifierung einmal dadurch sehr erschwert, daß 
die Benennung der Artikel vielfach geändert wurde, dann aber be- 
sonders dadurch, daß von einem System in den Ermäßigungen nicht 
das geringste zu bemerken ist. Wie oben erwähnt, ging man hierbei 
— d. h. jene drei Staaten mit ihrer Schmarotzerpolitik, der die 
übrigen nachgeben mußten — stets nur von finanziell lukrativen, und 
nicht von wirtschafts- oder verkehrspolitischen Gesichtspunkten aus. 
Man gefiel sich außerdem darin, die Artikel möglichst weitgehend zu 
spezialisieren, um die Anzahl der ermäßigten Artikel möglichst groß 
erscheinen zu lassen. Einen anderen Grund kann die Hervorhebung 
von z. B. Glasperlen, Glaskorallen, Glasknöpfen, Brenngläsern, Brillen- 
gläsern, Grabsteinen, Schusterleisten, Stiefelknechten, Elentier-Ge- 
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weihen, Gemshörnern, Champignons, Erdbeeren, tönernen Tabaks- 
pfeifen usw. usw. nicht gehabt haben. Eine Erleichterung war dem 
Elbverkehr damit uicht gebracht. 

Ein weiteres Ergebnis der Verhandlungen war, wie oben ange- 
führt, die Aufhebung der Rekognitionsgebühr. An sich mußte dies 
mit Freuden begrüßt werden, denn die Erhebung hatte vielfach zu 
Ungerechtigkeiten geführt. Aber diese Erleichterung wurde dadurch 
wieder wett gemacht, daß man die Rekognitionsgebühr mit dem Elb- 
zoll konvertierte und zwar dergestalt, daß „die wichtigsten Handels- 
artikel noch merklich höher belastet wurden“. 1 ) Der Normalzoll 
hetrug nach der Umrechnung auf den Zollzentner zu 50 kg und den 
14 Talerfuß für die gesamte Elbstrecke 1 Tlr. 3 Sgr. 11 Pfg. und 
wurde von den einzelnen Staaten, wie folgt, erhoben: 


Österreich . . . 
Sachsen . . . 

Preußen . . . 
Anhalt-Köthen . 
„ -Dessau . 
„ -Bernburg 
Honnover . . . 

Mecklenburg . . 

Dänemark . . . 


2 Sgr. 



5 » 



1 Pfg. 


4 

7 

10 

10 

10 

2 

3 


n 

n 

» 

n 

r> 

n 

rt 


Mithin insgesamt : 1 Tlr. 3 Sgr. 11 Pfg. 


An all diesen Mißgriffen trugen, wie aus den oben besprochenen 
Verhandlungen hervorgeht, einzig und allein die unteren Elbufer- 
staaten die Schuld. Sie wollten ihre eigenen Interessen denen der 
Gesamtheit nicht unterordnen und zwangen dadurch die übrigen 
Staaten zur Aufgabe ihrer, bedeutende Erleichterungen fordernden 
Anträge. So ist denn die Additionalakto in betreff ihrer Bestimmungen 
über die Zollverhältnisse als durchaus mißlungen zu betrachten. Wir 
haben oben gesehen, wie absprechend sie deshalb von allen interes- 
sierten Kreisen aufgenommen wurde. 

Der unermüdlichen Tätigkeit Hamburgs gelang es dann aber 
bald, einigen wichtigen Handelsartikeln im Verwaltungswege die so 
höchst wünschenwerten und von der Dresdener Additionalakte ver- 
geblich erwarteten Erleichterungen zu verschaffen. So wurden durch 


') Denkschrift der Ältesten der Kaufmannschaft zu Magdeburg, 1858. 
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Verordnungen vom März 1848 die lauenburgischen, hannoverschen 
und mecklenburgischen Elbzölle vom 1. April 1848 an für Farbehölzer 
und Palmöl, Soda, Schwefel und Tran, Heringe und Salpeter auf 
1 j l bzw. 1 j i bzw. 1 I 10 des Normalsatzes herabgesetzt. Diesen An- 
ordnungen folgten dann auch Preußen, Sachsen, Anhalt und Öster- 
reich. So erfreulich an sich diese Ermäßigungen für diese Artikel 
waren, so genügten sie doch noch keineswegs, um der Elbschiffahrt 
die für ihr weiteres Fortbestehen so dringend notwendige Erleichterung 
zu verschaffen. Denn einmal unterlagen wichtige Konsumtionsartikel, 
wie Zucker, Sirup, Reis, Kaffeo, Tabak, auch Häute usw. nach wie 
vor dem drückenden Normalsatz, dann aber waren die obigen Er- 
mäßigungen nur durch separate Vereinbarungen unter den Uferstaaten 
zustande gekommen, bedurften also zur Beseitigung des jederzeit 
möglichen Widerrufs noch der offiziellen Anerkennung und Fest- 
legung. 

Diese sollte ihnen auf der dritten, im Jahre 1850 in Magde- 
burg zusammengetretenen Revisionskommission zuteil werden. 

Wie bei den früheren Verhandlungen, so stellte auch auf dieser 
Revisionskommission Österreich wiederum den weitgehendsten Antrag. 
Es schlug vor, man möge den Elbzoll für die ganze Elbstrecke 
gänzlich beseitigen und nur auf der Strecke von Hamburg bis zur 
hannöverscheu Grenze einen zur Entschädigung der unterelbischen 
Staaten dienenden Schiffszoll erheben. Sollten sich seiner Einführung 
jedoch Schwierigkeiten entgegenstellen, so möchten Österreich, Sachsen 
und Preußen diesen Staaten eine alljährlich zu leistende Ent- 
schädigung für den Einnahmeausfall garantieren. Dieser Vor- 
schlag, der der Elbschiffahrt die erforderliche Erleichterung bringen 
konnte, hatte jedoch zwei Bedenken. Falls nämlich der neue 
Schiffszoll dazu dienen sollte, den unteren Elbuferstaaten lür ihre 
bisherigen Einnahmen aus dem Elbzoll eine Entschädigung zu 
gewähren, so war zu befürchten, daß er den Verkehr ebenso 
schwer bedrücken würde wie der bestehende Elbzoll. Aus diesem 
Gruude erklärte sich Hamburg ganz entschieden gegen eine der- 
artige Beschaffung der Entschädigung. Die Bevollmächtigten für 
Preußen und Sachsen schlossen sich dem an, fügten aber zugleich 
hinzu, daß ihre Regierungen jede Verpflichtung zur Zahlung einer 
Entschädigung unbedingt ablehnen müßten, weil in der Gewährung 
einer solchen indirekt die Anerkennung der bisher zu Unrecht er- 
hobenen, maßlos hohen Elbzölle liege. Da Hannover, Mecklenburg 
und Anhalt ihre Zustimmung zu dem österreichischen Vorschlag 
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von der Gewährung einer Entschädigung abhängig machten, so war 
dieser Antrag als gescheitert zu betrachten. 

Daraufhin stellte Österreich gemeinsam mit Sachsen und Ham- 
burg sofort einen neuen Antrag, welcher die Reduzierung des be- 
stehenden Normalsatzes auf nur die Hälfte und die Umtarifierung 
einer großen Anzahl von Artikeln verlangte. In der ausgezeichneten 
Begründung dieses Antrages wird zum erstenmal offiziell auf das 
vertragswidrige Verhalten einzelner Staaten hingewiesen, welche durch 
einen unvernünftig hohen Normalsatz die Flußschiffahrt unterdrückten, 
anstatt, wie es in Artikel 111 der Wiener Kongreßakte hieße, bei 
der Festsetzung des Tarifs davon auszugehen, „durch Erleichterung 
der Schiffahrt den Handel zu ermuntern“. Weiche Staaten hiermit 
gemeint waren, liegt auf der Hand. 

Die Vertreter Mecklenburgs, Hannovers und Anhalts erklärten 
daraufhin, es müsse dem freien Belieben einer jeden Regierung Vor- 
behalten sein, darüber zu urteilen, was dem Handel not tue und was 
nicht, und nach ihrem eigenen Ermessen vorgeschlagene Ermäßigungen 
anzunehmen oder abzulehnen. Gleichwohl aber wären sie zum Nach- 
geben bereit und ständen von ihrer Forderung nach einer Ent- 
schädigung ab, wenn diese Herabsetzung des Zollsatzes jederzeit 
widerruflich und nur für einige Jahre bindend sein sollte. Hannover 
brachte zugleich einen Zusatzantrag ein, der eingehende Vorschläge 
für einige besonders zu ermäßigende Artikel enthielt. Da es nur 
solche Artikel ausgewählt hatte, bei deren Ermäßigung wegen der 
geringen auf der Elbe beförderten Mengen ein ganz unbedeutender 
Einnahmeausfall eintreten konnte, so erklärten Mecklenburg und 
Dänemark ihre Zustimmung. Die übrigen Staaten mit Ausnahme von 
Anhalt, welches eine Aversionalabfindung forderte, sahen schließlich ein, 
daß vor der Hand nicht mehr zu erreichen sei, und gaben nach, jedoch 
nicht bedingungslos. Sie forderten einmal den Fortbestand sämtlicher 
bisher im Verwaltungswege erlassenen Erleichterungen und Be- 
freiungen und dann für einige Gegenstände die Versetzung in eine 
niedrigere Tarifklasse. Über letzteren Punkt wäre es beinahe zu 
einem völligen Abbruch der Verhandlungen gekommen. Denn 
während fast sämtliche Staaten, Österreich, Preußen, Sachsen, 
Hamburg, Lübeck, Anhalt und Dänemark sich über die zu gewährenden 
Erleichterungen verständigten, weigerte sich Mecklenburg diese für 
Baumwolle und Zink(!) anzunehmen. Da jedoch der Preußische 
Bevollmächtigte die geforderten Ermäßigungen für einen untrennbaren 
Teil seiner Anträge und seiner Zustimmung zu den sonstigen Vor- 
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schlagen erklärte und der Österreichische Bevollmächtigte mit dem 
Ausscheiden Österreichs aus der Kommission drohte, so einigte man 
sich dahin, für die übrigen Artikel die vorgeschlagenen Ermäßigungen 
auf dem Verwaltungswege einzuführen — allerdings unter dem Vor- 
behalt des jederzeitigen Widerrufes — , und setzte die Verhand- 
lungen vorläufig aus in der Hoffnung, auf diplomatischem Wege 
eine Änderung der Stellungnahme der Regierungen herheiführen zu 
können. 

Dies gelang jedoch nicht. Die Dach zwei Jahren wieder zu- 
sammentretende Revisionskommission fand die Sachlage unverändert 
vor. Mecklenburg verharrte auch jetzt noch auf seinem ablehnenden 
Standpunkt im Gegensatz zu der Einhelligkeit sämtlicher übrigen 
Staaten über die zu gewährenden Ermäßigungen. Abgesehen von 
einigen geringfügigen Änderungen gelang es deshalb nur, die pro- 
visorisch gemachten Zugeständnisse für eine bestimmte Zeitdauer 
definitiv festzulegen. 

Die Höhe der Elbzölle war somit im wesentlichen die gleiche 
geblieben. Man hatte nur insofern eine Besserung gegen früher 
erzielt, als man die für die gesamte Handelswelt große Unsicherheit 
mitbringende Möglichkeit des Widerrufes der einzelnen Ermäßigungen 
beseitigt hatte. Weitgehendere Erleichterungen hatte die einseitige 
Interessenpolitik und der Souveränitätsdünkel der kleineren Staaten 
unmöglich gemacht. 

Wenn man nun gehofft hatte, die 5 Jahre darauf in Hamburg 
zusammentretende vierte Revisionskommission werde hierin 
eine Besserung bringen, so hatte man sich getäuscht. 

Wie auf jeder früheren Revisionskommission, so vertraten auch 
diesmal Hamburg und Österreich den liberalsten Standpunkt. Gleich 
mit Beginn der Verhandlungen wurden zwei Anträge Hamburgs vor- 
gelegt. Der eine forderte die völlige Aufhebung der Elbzölle mit 
Entschädigung derjenigen Staaten, welche davon in ihren Einnahmen 
am meisten benachteiligt würden, deckte sich also mit dem von Öster- 
reich auf der vorigen Revisionskommission gestellten und damals 
abgelehnten Antrag ; eine Abweichung ist nur in der Berechnung der 
Höhe der Entschädigungssumme zu sehen. Dieser Antrag Hamburgs 
auf gänzliche Aufhebung der Elbzölle stieß deshalb wiederum auf 
allseitigen Widerspruch und wurde sofort abgelehnt. Für diesen Fall, 
den man wohl nach den Verhandlungen der letzten Kommission 
vorausgesehen hatte, hatte mau den zweiten Antrag eingebracht. 
Dieser forderte eine umfassende Revision des bestehenden Elbzoll- 
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tarifs und zwar derart, daß von den bisherigen 7 Elbzollklassen nur 
3 beibehalten werden sollten zu 1 / 4 , 1 j l0 und 7io ^ es Normalsatzes. 
Hierdurch wäre eine bedeutende Ermäßigung des Elbzolles herbei- 
geführt worden. Denn alle Güter, welche bisher dem vollen Zollsatz 
unterworfen waren, hätten nunmehr nur noch J / 4 desselben zu tragen 
gehabt, und die der übrigen Tarifklassen sollten jedesmal mit der 
entsprechend niedrigeren beantragten Klasse vereinigt werden. Wegen 
dieser Vorteile fand der Antrag von seiten Preußens, Österreichs, 
Sachsens und Lübecks lebhafte Zustimmung. Ja, Preußen ging sogar 
noch einen Schritt weiter, indem es nur 2 Zollklassen, zu 1 / 10 und 1 / 40 
des Normalsatzes beibehalten wollte. Und zwar sollten die bisher 
zum 7„ */» > 7* und 7s des Normalsatzes tarifierten Artikel sämtlich 
in die 7io‘Zollklasse und die bisher zu 1 / 40 tarifierten in die 1 / 40 -Zoll- 
klasse versetzt werden. Auch dieser neue Antrag fand die Unter- 
stützung von seiten Österreichs, Sachsens und Hamburgs unter Hiuzu- 
fügung einiger noch besonders zu ermäßigender Artikel. Dänemark 
aber wie Hannover, Mecklenburg und Anhalt lehnten sowohl den 
hamburgischen, wie den preußischen Ermäßigungsantrag ab. Sie 
erklärten zugleich, sie hätten auf den vorigen Kommissionen ihren 
Standpuukt zu der Ermäßigungsfrage zur Genüge klar gelegt und 
hielten es daher nicht für nötig, dasselbe noch einmal zu wiederholen. 
Außerdem sei in den Verhandlungen nichts wesentlich Neues vorge- 
bracht worden, was ihre Regierungen zur Aufgabe des ablehnenden 
Standpunktes hätte veranlassen können. 

Da es den Bevollmächtigten der dem Antrag zustimmenden 
Staaten trotz der redlichsten Bemühungen nicht gelang, die wider- 
strebenden Bevollmächtigten umzustimmen , so blieb ihnen nichts 
anderes übrig, als entweder ihren Antrag zurückzuziehen und ihre 
Forderungen herabzusetzen oder die Verhandlungen abzubrechen. Man 
kann es jenen Staaten nicht hoch genug anrechnen, daß sie sich zu 
ersterem entschlossen und wie auf der vorigen Kommission sich dem 
Widerstand der kleinen Staaten fügten, um der Elbschiffahrt jeden 
Vorteil, sei er auch noch so gering, zu verschaffen. Preußen zog 
seinen Antrag zurück und der Hamburgische Bevollmächtigte änderte 
den seinigen dahin ab, „daß für alle diejenigen Artikel, welche 
gegenwärtig höheren Elbzollsätzen unterliegen, eine Herabsetzung der- 
selben auf ein Viertel des Normalelbzolles beliebt werde“. Doch auch 
dies wurde von Anhalt, Hannover, Mecklenburg uud Dänemark ab- 
gelehut, wie immer mit dem Hinweis auf den für sie eintretenden 
Einnahmeausfall. Mit der Ablehnung wurde zugleich von Mecklen* 
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bürg und Hannover ein anderer Antrag gestellt. Dies ist um so 
bemerkenswerter, als diese Staaten bisher fast ausnahmslos die An- 
träge der übrigen Staaten wegen der daraus für sie erwachsenden 
finanziellen Einbußen abgelehnt, niemals aber einen eigenen Antrag 
eingebracht und damit gezeigt hatten, was zu bewilligen sie willens 
wären. Daß es nicht viel sein konnte, ergibt sich schon von selbst 
aus allen früheren Verhandlungen. In der Tat brachte jener Antrag 
aber fast gar nichts. Er forderte zunächst eine Übereinkunft, die für 
eine gewisse Zeitdauer abzuschließen und dann widerruflich sein sollte. 
Schon hieran nahmen die Vertreter Österreichs, Preußens, Sachsens 
und Hamburgs Anstoß, weil sie sich nicht wieder auf eine derartige 
die ganzen Zollverhältnisse in große Unsicherheit bringende Maßregel 
einlassen wollten. Dann bewilligte er für den direkten böhmischen 
Verkehr einige etwas weitergehende Erleichterungen, für den Verkehr 
von und nach Preußen und Sachsen aber nur eine Ermäßigung des 
vollen Elbzolles um ein Drittel. Im übrigen sollte alles beim alten 
bleiben. Aus diesem Grunde lehnten sämtliche übrigen Staaten diesen 
hannoversch-mecklenburgischen Antrag als völlig unzureichend ab. 
Der österreichische und der sächsische Bevollmächtigte hielten es im 
Namen ihrer Regierungen nicht einmal für wert, denselben überhaupt 
ad referendum zu nehmen. Damit stand wiederum der Abbruch der 
Verhandlungen bevor. Die Antragsteller erklärten, mehr würden 
ihre Regierungen auf keinen Pall bewilligen, und die Gegner erklärten, 
weiter als in dem veränderten hamburgischen Anträge auf keinen 
Pall nachgeben zu können. Da trat ein Ereignis ein, welches den 
Verhandlungen ein ganz verändertes Aussehen gab und ihren Abbruch 
noch einmal hintanhalten sollte. Der Bevollmächtigte für Anhalt er- 
klärte nachträglich die Zustimmung seiner Regierung zu dem ersten 
gleich bei Beginn der Verhandlungen von seiten Hamburgs gestellten 
Zollermäßigungsantrag. Der Bevollmächtigte führte aus, seine Re- 
gierungen hätten sich den von Österreich, Preußen, Sachsen und 
Hamburg für die Zollermäßigung vorgebrachten Argumenten nicht 
länger verschließen können ; sie hätten allerdings bisher stets nur das 
finanzielle Interesse vertreten, aber sie glaubten „ihren Standpunkt auch 
nicht zu verlassen, wenn sie den für Herabsetzung des Elbzolltarifs 
aus der Erwägung der tatsächlichen Verhältnisse geltend gemachten 
Gründen Rechnung trügen. Die vorgeschlagene Herabsetzung des 
Tarifs erscheine aber nicht allein den Schiffahrt- und Handelstreibenden 
gegenüber, sondern auch aus finanziellen Gründen gerechtfertigt.“ 

Die Folge hiervon war, daß Österreich, Preußen, Sachsen, die 
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beiden Anhalt, Lübeck UDd Hamburg gemeinsam den von Hannover, 
Mecklenburg und Dänemark bei Beginn der Verhandlungen abge- 
lehnten ersten hamburgischen Ermäßigungsantrag von neuem ein- 
brachten, ohne die geringste Änderung daran vorzunehmen. Und 
das war ein Fehler. Denn nur bei einer geringfügigen Änderung 
hätten die Bevollmächtigten Hannovers, Mecklenburgs und Dänemarks 
neue Instruktionen von ihren Regierungen einholen müssen, und es 
wäre dadurch die Möglichkeit gegeben worden, die Verhandlungen 
fortzusetzen. Da dies nicht goschah, war eine Ablehnung vorauszu- 
sehen. Diese trat denn auch ein mit dem Bemerken von seiten des 
hannoverschen und mecklenburgischen Vertreters, es sei ihnen unver- 
ständlich, wie man den Antrag, den sie schon einmal abgelehnt hätten, 
noch einmal hätte einbringen können ; ihre Regierungen ständen auf 
demselben ablehnenden Standpunkt wie früher und vermöchten durch 
nichts davon abgebracht zu werden. Die Bevollmächtigten von Öster- 
reich, Preußen usw. beantragten darauf sofort den Abbruch der 
Verhandlungen und gaben die schon im ersten Kapitel angegebenen 
Äußerungen über das Verhalten jener Staaten zu Protokoll. 1 ) Der 
Abbruch der Verhandlungen wurde mit Stimmenmehrheit beschlossen, 
und damit ging die vierte Revisionskommission auseinander, ohne 
irgend eine Veränderung inbetreff der Höhe des Elbzolles gebracht 
zu haben. Die Schuld hieran trugen Dänemark, Mecklenburg und 
Hannover, welche, wie oben ausgeführt, von ihren rein finanziellen 
Gesichtspunkten, die zum Teil mit der Elbe in gar keinem Zusammen- 
hang Btanden, nicht abstehen wollten und welche glaubten den Ver- 
kehr dritter Länder auch weiterhin im Gegensatz zum Interesse der 
Allgemeinheit als bequeme Finanzquelle benutzen zu können. Jene 
drei Staaten stellten sich damit nicht nur in Widerspruch mit der 
Elbschiffahrtsakte, welche Maßregeln zugesagt hatte, die nach neuerer 
Erfahrung Handel und Schiffahrt ferner erleichtern könnten, ferner 
nicht nur mit dem Deutschen Bundesrechte, welches die auf die Fluß- 
schiffahrt sich beziehenden Artikel der Wiener Kongreßakte voll- 
ständig aufgenommen hatte, sondern auch mit den völkerrechtlichen 
Bestimmungen dieser Akte, welche vorschrieben, daß bei den Fluß- 
zolltarifen die Ermunterung des Handels durch Erleichterung der 
Schiffahrt maßgebend sein sollte. 

Welche Verurteilung dieses Verhalten von allen Seiten erfuhr, 
haben wir oben gesehen, und der Abbruch der Verhandlungen war 


l ) S. o. S. 18. 
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deshalb die ultima ratio für die übrigen Staaten. Trotzdem gab man 
aber die Hoffnung auf eine friedliche Verständigung nicht auf. 
Wieder war es Österreich, welches auch jetzt noch mit allen Mitteln 
bestrebt war, eine neue Revisionskommission zustande zu bringen. 
Daß die Aussichten auf eine Verständigung nur gering waren, ver- 
hehlte man sich keineswegs, aber man sah den Ruin der Elbschiflf- 
fahrt voraus und wollte deshalb alles daran setzen, 'um ihn hintanzu- 
halten. Es gelang, alle Uferstaaten für die Wiederaufnahme der 
Verhandlungen zu gewinnen, und so trat denn im Jahre 1861 die, wie 
wir oben gesehen haben, wider alles Erwarten erfolgreiche fünfte 
Revisionskommission in Hamburg zusammen. 

Ihre Verhandlungen über die Elbzollfrage trugen schon von vorn- 
herein ein wesentlich anderes Gepräge als die der früheren, was be- 
sonders auf die inzwischen gepflogenen diplomatischen Verhandlungen 
zurückzuführen ist. Schon bei Beginn sprach der Vorsitzende es aus, 
und im Laufe der Verhandlungen kam es in der entschiedenen 
Stellungnahme der einzelnen Regierungen offen zum Ausdruck. Es 
handelte sich nämlich nicht darum, nur eine Erleichterung des Elb- 
verkehrs herbeizuführen durch Palliativmittel, die für den Augenblick 
eine scheinbare Hilfe gewährten, nach wenigen Jahren aber den 
Zwiespalt der Meinungen wieder hervorbrechen ließen, sondern viel- 
mehr „um die Rettung der Elbschiffahrt von ihrem Untergang, um 
das künftige Sein oder Nichtsein der direkten Elbschiflfahrt zwischen 
Hamburg und den oberen Elbuferstaaten, und zwar dergestalt, daß 
eine durchgreifende neue Regelung des Elbzollwesens 
erfolge, die unter Abstellung der bisherigen, wirklichen oder vermeint- 
lichen Ubelstände, durch die Einfachheit und Zweckmäßigkeit ihrer 
Einrichtung und die dadurch herbeigeführte Gemeinsamkeit der Inter- 
essen die Garantie eines dauernden Bestandes in sich 
trüge.“ Man wollte sich somit nicht mit einer einfachen Herabsetzung 
der zur Zeit bestehenden Elbzölle begnügen, sondern vielmehr eine 
völlige Umgestaltung der letzteren und ein neues System für ihre Er- 
hebung eintreten lassen. 

In diesem Sinne stellte Preußen gleich bei Beginn der Verhand- 
lungen den Antrag, das System der Warenzölle überhaupt aufzugeben 
und für die Benutzung der Wasserstraße nur ein Wasserwegegeld in 
der Form einer Rekognitionsgebühr zu erheben. Die Entrichtung 
der Gebühr sollte danach nicht mehr von der Ladung, sondern von 
der Tragfähigkeit der Fahrzeuge erfolgen. Für den ganzen in Be- 
tracht kommenden Lauf des Stromes sollte ferner als Einheitssatz 
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für jede Last Tragfähigkeit der Schiffe — eine Last = 40 Zentner — 
eine Rekognitionsgebühr von einem Taler festgesetzt werden, an 
dem dann die einzelnen Staaten nach Maßgabe eines bestimmten 
Teilnahme- Verhältnisses partizipieren sollten. *) Unbeladene Fahr- 
zeuge sollten nur mit einem Viertel dieses Satzes herangezogen 
werden, Leichterkähne, Handkähne usw. überhaupt von der Entrichtung 
befreit sein. 

Dieser preußische Antrag hatte den Vorteil, daß das amtliche 
Verfahren bei Erhebung des Zolles gegen früher wesentlich vereinfacht 
war und der Aufenthalt und die Weiterungen beseitigt wurden, unter 
denen der Schiffer infolge der Erhebung der Zölle nach verschiedenen 
Warenklassen und nach dem Gewicht bisher zu leiden gehabt hatte. Er 
fand deshalb auch die Zustimmung von seiten Österreichs und 
Sachsens. Ersteres legte jedoch gegen seine Ausscheidung bei Er- 
hebung der neuen Gebühr Verwahrung ein, denn „aus dem Umstande, 
daß Österreich seit einer Reihe von Jahren auf die Erhebung des 
Elbzolles zugunsten des Schiffahrtsverkehrs bedingt verzichtet habe, 
könne noch keineswegs gefolgert werdeD, daß es sein konventionelles 
Bezugsrecht unbedingt und am wenigsten zum Behufe der Vergröße- 
rung der Elbgebührenanteile der anderen Uferstaaten aufgegeben habe.“ 
Der Bevollmächtigte für Sachsen schlug zur Ergänzung die Befreiung 
der leergehenden Schiffe von der Gebühr und die Verzollung der 
nur teilweise beladenen Fahrzeuge nach dem wirklichen Gewicht der 
Ladung vor. Mit letzterem Vorschläge wäre aber der preußische 
Antrag im Prinzip durchbrochen worden, denn er wollte ausdrücklich 
die Gebühr nicht mehr von der Ladung, sondern vielmehr allein von 
der Tragfähigkeit erhoben wissen. Dies schloß aber für die Schiffer 
den großen Nachteil in sich, daß sie gerade dann, wenn ihre Lage 
am schwierigsten war, nämlich wenn sie wegen des niedrigen Wasser- 
standes die Tragfähigkeit ihrer Schiffe nicht voll ausnutzen konnten, 
die volle Abgabe, oder wenn sie, um Fracht zu suchen, leer zurück- 
fahren mußten, ein Viertel derselben zu entrichten haben würden. 
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Dana aber würde die Heranziehung der Schiffe zur Zollentrichtung 
lediglich nach ihrer Tragfähigkeit und ohne Rücksicht auf Gattung 
und Qualität der Waren insofern für den Handel und Verkehr sehr 
nachteilig gewesen sein, als dann die groben, rohen und wertlosen 
Artikel, welche bisher der untersten Verzollungsklasse angehört hatten, 
von einem weit höheren Zoll als bisher betroffen worden wären, 
während die in verhältnismäßig geringeren Mengen auf der Elbe trans- 
portierten wertvolleren Güter im Verhältnis einen bedeutend niedrigeren 
Zoll zu entrichten gehabt hätten. Aus diesem Grunde wurde der 
preußische Antrag von Hannover und Mecklenburg abgelehnt. Und 
das mit Recht, denn auf diesem Wege hätte man der Elbschiffahrt 
nicht die unbedingt erforderlichen Erleichterungen bringen können. 
Da sich auch die anhaltinischen Bevollmächtigten in diesem Sinne 
aussprachen, so zog der preußische Bevollmächtigte seinen Antrag 
zurück. Unverständlicherweise erneuerte er darauf den schon auf 
der vorigen Kommission gestellten, von Hannover, Dänemark und 
Mecklenburg aber abgelehnten Antrag auf eine Umwandlung der be- 
stehenden 7 Zollklassen in nur zwei zu 1 I 1B und 7« des Normalaatzes, 
obwohl sein Schicksal vorauszusehen war. Dies ereilte ihn denn auch 
tatsächlich; die drei genannten Staaten lehnten ihn ab, indem sie 
sich auf ihre in der vorigen Kommission vorgebrachten Gründe be- 
zogen. Das nämliche geschah mit dem alsdann von Hamburg er- 
neuerten Rednktionsantrag auf die drei Zollklassen zu Vio und 
'j i0 des Normalsatzes, der in der gleichen Weise schon auf der vorigen 
Kommission gestellt und abgelehnt worden war. 

Wir sehen, die Stellung der einzelnen Staaten zu der Ermäßigungs- 
frage war die gleiche geblieben und damit auch die vorhandenen 
Gegensätze, welche die Auflösung der vierten Revisionskommission 
zur Folge gehabt hatten. Da trat eine Wendung ein, die einen gleichen 
Ausgang verhindern sollte. Dänemark sagte sich von dem extremen 
Standpunkt Hannovers und Mecklenburgs los und suchte sich dem 
der übrigen Staaten zu nähern. Der Bevollmächtigte für Dänemark 
stellte schließlich die Zustimmung seiner Regierung zu dem wichtigsten 
Teile des hamburgischen Antrages in Aussicht. Diesem Schritt 
Dänemarks allein ist es zu danken, daß diese Revisionskommission 
nicht dasselbe Schicksal ereilte wie die vorgehende. Denn jetzt 
standen sämtliche Uferstaaten mit Ausnahme von Hannover und 
Mecklenburg einmütig zusammen, und die beiden letzteren vermochten 
sich deren Einfluß nicht mehr zu entziehen. Wenn sie auch dem 
hamburgischen Ermäßigungsantrage nach wie vor ihre Zustimmung 
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versagten, so stellten sie doch einen Vermittlungsvorschlag in Aus- 
sicht, der die bestehenden Differenzen zu einer fxir alle Teile be- 
friedigenden Lösung führen würde. 

Dieser vorgeschlagene Vergleich sah zunächst eine bedeutende 
Ermäßigung des Normalzollsatzes vor, und zwar sollte an die Stelle 
des früher tatsächlich erhobenen Zolles von 24 Sgr. 2 s /„ Pfg. ein 
solcher von nur 2 Sgr. 2 Pfg. treten. Diesem vollen Satz sollten die 
bisher zu V« Vs. Vs und 1 / 5 des Normalsatzes verzollten Artikel unter- 
liegen; diejenigen Artikel, die bisher Vi» zu tragen hatten, sollten zu 
V, und die bisher zu '/so und 1 / 10 verzollten zu 1 / 8 des neuen Normal- W 

satzes verzollt werden. Hiermit waren Hannover und Mecklenburg 
noch weit unter den hamburgischen Zollermäßigungsantrag herunter- 
gegangen, denn dieser sah drei Zollklassen vor zu 72 '/j, 29 und 7 */ 4 
Pfg., der hannoversch - mecklenburgische dagegen zu 26, 13 und 
3 1 / l Pfg. Dazu kam die den Verkehr wesentlich erleichternde Forde- 
rung der möglichsten Zusammenlegung der damals bestehenden 11 
Zollämter. Beides, sowohl die Herabsetzung des Normalzollsatzes, 
wie die Verminderung der Zollämter versprach der Elbschiffahrt 
wesentliche Erleichterungen und fand deshalb auch bei allen übrigen 
Staaten lebhafte Zustimmung. Es war etwas ganz anderes, was 
diesen Antrag trotzdem bedenklich erscheinen ließ und seine An- 
nahme gefährdete, und das war die Entschädigungsforderung, die 
die Antragsteller an ihren Antrag knüpften. Sie verlangten nämlich 
aus den infolge der Erleichterungen des Verkehrs gesteigerten 
Zolleinkünften einen Ersatz für den für sie zu erwartenden Ein- 
nahmeausfall. Man suchte den Vorschlag den oberen Elbufer- 
staaten, d. h. Preußen, Sachsen, Österreich und Hamburg, dadurch 
mundgerecht zu machen, daß man ihnen in spitzfindiger Weise 
vorrechnete, die gesteigerten Einnahmen aus den neuen Zöllen würden 
die 4prozentigen Zinsen jener Kapitalsentschädigungen decken, so 
daß ihnen nicht die geringste finanzielle Einbuße erwachsen würde. 

Diese Berechnung war jedoch, wenn auch nicht falsch, so doch 
durchaus anfechtbar. Sie basierte nämlich zum großen Teil auf einer 
Schätzung der infolge der vorgeschlagenen Ermäßigungen zu er- 
wartenden Steigerung des Verkehrs, worauf hier nicht näher einge- 
gangen werden kann. Ein weiteres Bedenken lag darin, daß die 
oberen Elbuferstaaten nach dem Entschädigungsprojekt für die zu 
erwartenden Einbußen vollen Ersatz leisten und den unterelbischen 
Staaten jedes Risiko abnehmen sollten. Schließlich hätte die neue 
Zollerhebung den sich zwischen Österreich, Sachsen und Preußen 
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bisher zollfrei bewegenden Güterverkehr empfindlich belastet und den- 
selben nicht, wie das Projekt annahm, vermehrt, sondern wahrschein- 
lich bedeutend vermindert haben. 

Alle diese Momente führten zu der Ablehnung des Antrags von 
seiten Österreichs, Sachsens und Preußens. Da nun auch die übrigen 
Staaten dem Antrag zustimmten und Hannover und Mecklenburg er- 
klärten, auf weitere Verhandlungen nur eingehen zu wollen, wenn 
die Entschädigung für Einnahmeausfälle denselben zugrunde gelegt 
würde, so wäre der Abbruch der Verhandlungen unvermeidlich ge- 
wesen, wenn Österreich, Sachsen und Preußon auf ihrem Standpunkte 
stehen geblieben wären, daß die Forderung einer Entschädigung un- 
berechtigt sei und daß die Staaten zu einer Herabsetzung der Elb- 
zölle im Interesse des Verkehrs auf Grund der bestehenden Verträge 
ohne jede Entschädigung verpflichtet seien. Um den Abbruch zu ver- 
meiden, gaben letztere Staaten wiederum nach. Sie sagten sich, daß nach 
den bisherigen Verhandlungen keine Aussicht vorhanden sei, die 
unteren Uferstaaten jemals von ihrem eine Entschädigung fordernden 
Standpunkt abzubringen, und daß man, wenn der Elbschiffahrt die 
so dringend erforderlichen Erleichterungen verschafft werden sollten, 
diese Auffassung den weiteren Verhandlungen zugrunde legen müsse. 
Österreich, Sachsen, Preußen und Hamburg gaben daher ihren jede 
Entschädigung entschieden ablehnenden Standpunkt auf und machten 
folgenden Vorschlag zu einem Vergleich: 

„Österreich, Sachsen, Preußen, Lübeck und Hamburg verzichten 
auf die Erhebung der ihnen konventionsmäßig zustchenden Zölle. An 
Stelle der von Hannover, Dänemark, Mecklenburg und Anhalt bisher 
erhobenen Elbzölle tritt ein einziger Elbzoll, der in Wittenberge er- 
hoben wird, wo ohnehin schon eine Zollabfertigung stattfindet. An 
dem Nettoertrag des dortigen Zolles partizipieren: 

Hannover mit 46 °/ 0 

Dänemark 15 „ 

Mecklenburg „ 31 „ 

Anhalt-Dessau-Eöthen und 
Anhalt-Bernburg 9 „ 

Der Zoll wird nach vier Klassen erhoben und zwar: 

in der ersten (Normal)-Klasse mit 20 Pfg. 

„ „ zweiten „ „ 10 „ 

„ „ dritten „ „ 4 „ 

„ „ vierten „ „ 1 „ 
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Wenn jedoch der Durchschnitt des Reinertrags der letzten Jahre 
die Summe von 333000 Talern überschreitet, so hat nach einer be- 
sonderen Berechnung eine korrespondierende Ermäßigung des Elb- 
zolles einzutreten.“ Es war somit ein Kompromiß, durch welches die 
widerstreitenden Ansichten und Ansprüche ausgeglichen werden 
sollten. 

Auf der einen Seite sicherte der Vorschlag den oberen Elbufer- 
staaten die Freiheit des sich zwischen ihnen bewegenden Verkehrs, 
denn die Verpflichtung zur Entrichtung des Elbzolles wurde nur durch 
die Berührung des Zollamtes zu Wittenberge begründet, der Verkehr 
ober- und unterhalb desselben also von jeder Zollerhebung befreit. 

Der Schiffahrt war eine besondere Erleichterung in Aussicht ge- 
stellt durch die Erhebung des Zolles an nur einem Zollamt und durch 
die bedeutende Herabsetzung des Normalsatzes auf nur 20 Pfg. pro 
Zollzentner. Dann aber wurden die oberen Elbuferstaaten von jeder 
Kapitalszahlung an die übrigen Staaten zur Entschädigung für etwaige 
finanzielle Einbußen befreit. 

Auf der anderen Seite wurde den unteren Eibuferstaaten die Er- 
haltung ihrer bisherigen durchschnittlichen Einnahmen im wesentlichen 
gewährleistet. 67 % der bisherigen Einnahmen waren absolut ge- 
sichert, die Deckung der übrigen 33% war durch die unzweifelhaft 
eintretende Steigerung des Verkehrs zu erwarten. 

Dieser Kompromißvorschlag genügte somit sämtlichen von beiden 
Seiten bisher gestellten Anforderungen und fand auch im Prinzip die 
Zustimmung aller Uferstaaten. Nur in einigen Punkten verlangten 
die unteren Elbuferstaaten noch eine Änderung. Sie erhoben da- 
gegen Einspruch, daß die oberen Elbuferstaaten auf jede Zollerhebung 
verzichten wollten, denn dadurch sei dem dauernden Bestände des 
Vertrages die innere Garantie genommen. Gerade durch die Be- 
teiligung aller Regierungen an der Wittenberger Zollerhebung würde 
eine Solidarität der Interessen herbeigeführt werden, welche den Be- 
stand der Vereinbarung am sichersten gewährleisten könnte. Zugleich 
könnte durch Erfüllung jener Forderung auch eine Verständigung in 
der Entschädigungsfrage angebahnt werden, indem die oberen Elb- 
uferstaaten die ihnen zufallenden Anteile an der Zolleinnahme zur 
Ausgleichuug der Verluste der übrigen Staaten verwenden könnten. 
Diese Forderung wurde den dann folgenden vertraulichen Besprechungen 
zugrundegelegt und zum großen Teil von den oberen Uferstaaten 
bewilligt. Unzweifelhaft ließen sich diese von dem Gedanken leiten, 
man müsse jene Forderungen bewilligen, weil sonst die unteren Ufer- 
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Staaten die Verhandlungen abbrechen und damit auch die Entscheidung 
sämtlicher übrigen wichtigen Punkte in Frage stellen würden. Man 
hielt es deshalb für geratener nachzugeben und einigte sich auf 
folgenden, oben schon angeführten Ausgleich : 

Sämtliche Staaten erheben zu Wittenberge gemeinsam einen 
Elbzoll in der Höhe von 1 Sgr. 4 Pfg. vom Zollzentner. Dio eine 
Hälfte wird zur gemeinschaftlichen Erhebung an Österreich, Sachsen, 
Preußen, Anhalt-Dessau-Köthen, Anhalt-Bernburg und Hamburg ver- 
wiesen, die andere Hälfte an Hannover, Dänemark und Mecklenburg. 
Von dem Nettoerträge erhalten zunächst die beiden Anhalt eine be- 
stimmte Entschädigung und dann Hannover, Dänemark und Mecklen- 
burg. Den Fehlbetrag haben die übrigen Staaten aus anderen Staats- 
mitteln zu ersetzen. Für den Fall großer Überschüsse ist eine Re- 
duktion des Normalsatzes vorzunehmen. 

Damit war das Einigungswerk zustande gekommen und der Elb- 
schiffahrt die seit einer langen Reihe von Jahren angestrebto Er- 
leichterung verschafft. Den Hauptanteil hatten daran aber die obere 
Elbuferstaaten und die beiden freien Hansestädte, die im Interesse 
der Allgemeinheit durch ihre Nachgiebigkeit und Selbstlosigkeit den 
zu wiederholten Malen drohenden Abbruch der Verhandlungen ver- 
hindert hatteu. Ihnen war es also in erster Linie zu verdanken, daß 
die auf eine durchgreifende Regelung der Elbzölle und Vereinfachung 
der Zollerhebung gerichteten Wünsche des Handels- und Schiffer- 
standes in Erfüllung gingen. 

Die Gründung des norddeutschen Bundes im Jahre 
1866, welche für die Zollverhältnisse auf sämtlichen deutschen Strömen 
große Umwälzungen nach sich zog, brachte auch der Elbe die so 
lang ersehnte Freiheit von den Zöllen. Zunächst jedoch nur auf dem 
Papier; denn wenn auch fast alle Elbuferstaaten auf die Erhebung 
ihres Anteils am Elbzoll verzichtet hatten, so erhoben doch Mecklen- 
burg, Anhalt und Lauenburg — Hannover, der eifrigste Vertreter dieser 
Schmarotzerpolitik, war seit dem Jahre 1866 unschädlich gemacht 
worden — denselben nach wie vor und erklärten ihn nur aufgeben 
zu wollen, wenn ihnen eine angemessene Entschädigung gewährt würde. 
Die Verhandlungen zwischen den Uferstaaten führten zu keinem Er- 
gebnis, und man brachte deshalb die Entscheidung hierüber als Sache 
des Bundes vor den Bundesrat. Dieser erkannte die Berechtigung 
eines Entschädigungsanspruches an, und die verbündeten Regierungen 
legten darauf dem Reichstage einen Gesetzentwurf vor, der die Auf- 
hebung der Elbzölle unter Gewährung einer Entschädigung von seiten 
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des Bundes forderte. Nach zum Teil recht lebhaften Debatten wurde 
der Gesetzentwurf angenommen, allerdings unter Streichung der Ent- 
schädigung an Lauenburg. Damit war vom 1. Juli 1870 ab die Elbe 
von jedem Zoll befreit. Diese Freiheit wurde dann noch in dem- 
selben Jahre durch den mit Österreich geschlossenen Vertrag völker- 
rechtlich begründet und international festgelegt. 

Damit hatten die fast ein halbes Jahrhundert dauernden Kämpfe 
um die Freiheit der Elbschiffahrt ihr Ende erreicht. Bei allen diesen 
Verhandlungen ist es eins, was sich wie ein roter Faden hindurch- 
zieht, nämlich die Schmarotzerpolitik der kleineren Elbuferstaaten 
gegenüber der Selbstlosigkeit der größeren. Vom Beginn der Verhand- 
lungen an bis zur endgültigen Regelung der Elbzollfrage können wir 
steta das gleiche Bild beobachten. Auf der einen Seite standen 
Österreich, Sachsen, Preußen und die beiden Hansestädte mit ihren 
Forderungen nach einer möglichst weitgehenden Erleichterung der 
Elbschiffahrt, auf der anderen Seite Hannover, Mecklenburg, 
Dänemark und die Auhaltinischen Herzogtümer, welche jede dieser 
Forderungen ablehnten, weil sie die bequeme Einnahmequelle nicht 
aufgeben wollten. Zuletzt hatte sich die Konstellation sogar soweit 
verschoben, daß Hannover und Mecklenburg im Gegensatz zu sämt- 
lichen übrigen Staaten allein den ablehnenden Standpunkt einnahmen. 
Das Unwürdige und Verurteilungswerte der Stellungnahme dieser kleinen 
Staaten liegt besonders darin, daß sie dieselbe stets nur mit ihren 
eigenen finanziellen Interessen begründeten, die mit denen der Gesamt- 
heit in krassem Widerspruch standen. Sie kümmerten sich nicht im 
geringsten darum, ob sie durch ihr Verhalten die gesamte Elbschiff- 
fahrt schwer schädigten und fast dem Untergang entgegenbrachten, 
sondern fragten stets nur danach, welche Vorteile oder Nachteile 
werden wir, werden unsere Finanzen von den Vorschlägen der übrigen 
Staaten haben. Daß sie damit jedesmal in scharfen Gegensatz zu 
den übrigen Staaten geraten mußten, welche ihr eigenes Interesse 
vollkommen in den Hintergrund stellten und sich stets nur nach dem 
für die Allgemeinheit Förderlichsten und Dienlichsten richteten, liegt 
auf der Hand. Auf einer jeden der oben eingehend besprochenen 
Revisionskommissionen kam es deshalb beinahe zum Abbruch der 
Verhandlungen — abgesehen von der vierten, wo der Abbruch tat- 
sächlich eintrat — , weil jeder seinen Standpunkt für den einzig be- 
rechtigten hielt. Jedesmal gaben die größeren Staaten, obgleich sie 
in der Majorität waren, den entschiedenen Weigerungen der kleineren 
nach, aber nicht etwa, weil sie die Gründe, mit denen jene Schmarotzer 
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ihre ablehnende Haltung motivierten, als berechtigt anerkannt hätten, 
sondern einzig und allein aus Interesse an einer friedlichen Einigung 
und weil sie sich sagten, daß man sich schließlich auch mit den ge- 
ringsten Erleichterungen begnügen müsse, um der darniederliegenden 
Elbschiffahrt wenigstens in etwas nützen zu können. Zum Teil standen 
auch andere wichtige Punkte auf der Tagesordnung, deren Zustande- 
kommen sie durch das Festhalten an ihren durchaus berechtigten 
Forderungen nicht in Frage stellen wollten. Ihrer Nachgiebigkeit 
ist es somit allein zu verdanken, daß Dicht eine jede Revisions- 
kommission das Schicksal der vierten ereilte und daß es schließlich 
Schritt für Schritt gelang, der Elbschiffahrt die Freiheit von den sie 
mit dem Untergang bedrohenden, ganz unverhältnismäßig hohen Elb- 
zöllen zu verschaffen. Österreich, PreußeD, Sachsen und den beiden 
Hansestädten, Hamburg und Lübeck, gebührt somit das Verdienst, 
den Elbhandel und die gesamte Elbschiffahrt vor dem ihnen bevor- 
stehenden Ruin bewahrt zu haben. 

Worin bestand nun der Ruin und worin zeigte sich dieser Rück- 
gaug der Elbschiffahrt? Diese Fragen sollen uns die im folgenden 
Kapitel angestellten Untersuchungen beantworten. 
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Lebenslauf. 


Walter Kurt Fischer wurde am 8. Oktober 1885 in Magdeburg 
geboren als Sohn des praktischen Arztes Sanitätsrat Dr. med. Walter 
Fischer und seiner Ehefrau Margarete geh. Perschmann, beide zu 
Magdeburg. Er besuchte zunächst 3 Jahre die Vorbereitungsschule 
und dann das König Wilhelms-Gymnasium zu Magdeburg, das er am 
20. Februar 1904 mit dem Zeugnis der Keife verließ. Er studierte 
die Rechte in Jena, München und Halle, widmete sich aber immer 
mehr dem Studium der Nationalökonomie. Er hörte folgende 
Professoren: in Jena Pierstorff, Anton, Thon, Danz, Rosentbal, 
Schott und Meyer; in München Brentano, v. Mayr, Wasserab, Sinz- 
heimer und Hellmann; in Halle Conrad, Waentig, Hesse, Levy, 
Sommerlad, Loening, Finger, Lästig, Fleischmann, Schwartz, Graf 
zu Dohna, Uphues und Schwarz. Am 8. Juli 1907 bestand er das 
Rigorosum vor der philosophischen Fakultät der Universität Halle bei 
den Professoren Conrad im Hauptfach und Waentig und Ebbinghaus 
in den Nebenfächern. 
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